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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Im Rahmen des alljährlich durch das gfs.bern erhobenen und von der Credit Suisse
finanzierten Sorgenbarometers werden auch Fragen zu Identität, Nationalstolz und der
Einschätzung von Stärken und Schwächen der Schweiz gestellt. 
Bei der Frage nach dem Gefühl der geographischen Zugehörigkeit, bei der den
Befragten eine Liste mit sechs Einheiten vorgelegt wird, schwingen die Schweiz (26%
erste Nennung), der Wohnkanton (24%) und die Sprachregion (24%) oben auf. Mit der
Wohngemeinde (19%), Europa (4%) oder der Welt (3%) fühlen sich weniger der rund
1000 Befragten verbunden. Interessant ist hier der über die Jahre recht starke
Rückgang der Verbundenheit mit der Gemeinde, der etwa 2007 noch bei 40% lag. 
Rund ein Drittel der Befragten nannten den Begriff "Neutralität" bei der Frage, wofür
die Schweiz für sie persönlich stehe (2014: 20%). "Sicherheit und Frieden" (19%; 2014:
18%), "Landschaft" (13%; 2014: 14%) sowie "Banken (12%; 2014: 5%) werden ebenfalls
häufig mit der Schweiz assoziiert. Die Verfasser der Studie führen den hohen und stark
angewachsenen Anteil des Begriffs der Neutralität mit der breiten Diskussion um den
Jahrestag der Schlacht bei Marignano zurück. Die Neutralität wurde denn auch von 48%
der Befragten als Stärke der Schweiz hervorgehoben. 2014 hatte dieser Anteil noch 33%
betragen und "Neutralität" war damals noch hinter "Bildung" (2015: 32%; 2014: 38%)
und "Mitspracherecht" (2015: 27%, 2014: 35%) erst an dritter Stelle als Stärke der
Schweiz genannt worden.
Ein Viertel der Befragten ist allerdings der Meinung, dass das Ansehen der Schweiz im
Ausland eher (23%) oder gar sehr schlecht (2%) sei. Dieser Anteil hat sich im Vergleich
zu 2014 verdoppelt. 
Auch 2015 war der Anteil der Befragten, die sehr stolz (39%) oder eher stolz (55%) sind
auf die Schweiz, sehr hoch und hat gegenüber 2014 (90%) noch einmal zugenommen.
Die Studie zeigte zudem, dass sich die Schere zwischen französischer und deutscher
Schweiz hinsichtlich Nationalstolz geschlossen hat. Waren noch 2004 lediglich 51% der
französischsprachigen Schweizerinnen und Schweizer sehr oder eher stolz auf die
Schweiz – im Vergleich zu damals 81% der deutschsprachigen Befragten – lagen die
Anteile in beiden Sprachregionen 2015 bei 94%. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Stimmung in der Bevölkerung

In einer von der ETH durchgeführten Studie „Sicherheit“ wurde das Vertrauen der
Schweizer Bevölkerung in verschiedene Institutionen abgefragt. Dabei wurde eine
markante Zunahme des Vertrauens in die Polizei (7,6 Punkte auf einer Skala von 1 bis 10),
die Gerichte (7,0), den Bundesrat (6,8) und ins Parlament (6,2) gemessen. Nach wie vor
lediglich mittelmässig ist laut der ETH-Studie hingegen das Vertrauen in die Parteien
(5,1) und die Medien (5,1). 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.05.2012
MARC BÜHLMANN

Auch 2015 wurden sowohl gemäss Sorgenbarometer als auch gemäss ETH-
Sicherheitsbericht den Gerichten als Institution sehr viel Vertrauen entgegengebracht.
Das Institutionenvertrauen ist Teilbereich beider jährlich erscheinender Publikationen.
Die beiden Befragungen sind freilich aufgrund unterschiedlicher Skalen nicht direkt
miteinander vergleichbar. Bei beiden findet sich aber das Vertrauen in den Bundesrat
ebenfalls auf den vorderen Plätzen. In beiden Studien hat das Regierungsvertrauen im
Vergleich zu 2014 zugenommen. Unterschiedliche Befunde zeigen die beiden Studien
bezüglich der Polizei und der Armee. Während im ETH-Bericht der Polizei am meisten
Vertrauen von allen acht abgefragten Institutionen (noch vor der eidgenössischen
Judikative) entgegengebracht wird, findet sich das Vertrauen in die Ordnungshüter im
Sorgenbarometer - hier wurde das Vertrauen in 20 unterschiedliche Akteure erhoben -
lediglich auf Rang 4 (hinter Bundesgericht, Bundesrat und Nationalrat). Der Armee wird
laut dem Sicherheitsbericht der ETH leicht mehr Vertrauen entgegengebracht als dem
eidgenössischen Parlament. Im Sorgenbarometer hingegen ist das Vertrauen in den
National- und in den Ständerat recht deutlich höher als dasjenige in die Armee.
Einigkeit herrscht bei beiden Befragungen hinsichtlich der politischen Parteien und der
Medien, denen vergleichsweise wenig Vertrauen entgegengebracht wird, wobei dies

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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beim differenzierteren Sorgenbarometer insbesondere für die Gratiszeitungen und
weniger für Radio und bezahlte Zeitungen gilt. 3

Laut dem von der Credit Suisse beim gfs.bern in Auftrag gegebenen Sorgenbarometer
bereiteten den Schweizerinnen und Schweizern im Umfragejahr 2018 die Altersvorsorge
am meisten, die Gesundheit und Krankenkassen am zweitmeisten Sorgen. Der
Rentensicherung ordneten die Befragten dabei höchste politische Priorität zu, wobei
hierzu die gescheiterte AHV-Reform beigetragen haben dürfte, wie im Bericht
festgestellt wurde. Während zwar die Zahl der in die Schweiz geflüchteten Menschen
leicht zurückgegangen sei, hätten die Kategorien «AusländerInnen» (dritter Platz) sowie
«Flüchtlinge und Asyl» (vierter Platz) erstmals seit drei Jahren wieder an Bedeutung
gewonnen. Neu fand sich im Untersuchungsjahr auch die Umweltthematik unter den
Top Fünf, was laut Bericht einerseits dem trockenen und heissen Sommer, andererseits
aber auch dem in den Medien sehr präsent diskutierten Klimawandel zuzuschreiben
sei.
Wohl erstaunlichstes Resultat sei jenes bezüglich der Arbeitslosigkeit. Diese, eigentlich
eine Dauersorge der Schweizer Bevölkerung, gehöre erstmals seit den Neunzigerjahren
nicht mehr zu den fünf dringendsten Problemen. So schätzten insgesamt 85 Prozent
der Befragten ihren Arbeitsplatz als gesichert ein. Dabei fühlten sie sich auch nicht
durch Entwicklungen wie der zunehmenden Digitalisierung bedroht: 75 Prozent der
Umfrageteilnehmenden hielten es für unwahrscheinlich, dass sie Ihren Job an einen
Roboter abtreten müssten.
Über das Vertrauen in die Institutionen befragt, gaben 61 Prozent an, der Regierung zu
vertrauen, womit dieser Wert weit über dem OECD-Schnitt von 43 Prozent liegt. Ein
noch höheres Vertrauen habe die Bevölkerung gemäss Studie aber in die Justiz: Mit 70
Prozent belegten das Bundesgericht und die Polizei auf der Rangliste gemeinsam den
ersten Platz. Auf dem zweiten Platz lagen die Armee und die Nationalbank. Einen
Vertrauensverlust mussten unterdessen die politischen Parteien verzeichnen: Nur noch
39 Prozent der Befragten, also 13 Prozentpunkte weniger als im Vorjahr, vertrauten laut
der Umfrage den Parteien. In dieses «politkritische Bild» der Schweiz passe denn auch
der zurückgegangene Nationalstolz: Im Erhebungsjahr gaben 79 Prozent an, stolz darauf
zu sein, Schweizerin oder Schweizer zu sein, was einem Rückgang von elf
Prozentpunkten gegenüber der Vorjahresumfrage entspreche. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Wie bereits im Vorjahr führte die Altersvorsorge die Rangliste des vom
Forschungsinstitut gfs.bern erstellten Sorgenbarometers 2019 an. Mit dieser jährlich
von der Credit Suisse in Auftrag gegebenen Studie werden die Sorgen der Schweizer
Bevölkerung eruiert. Insgesamt blieben die fünf grössten Sorgen im Vergleich zum
Vorjahr beinahe unverändert. Eine Ausnahme bildete lediglich der fünfte Platz, welcher
von der Sorge um die Arbeitslosigkeit belegt wurde, die damit wieder nach vorne in die
gewohnten Topplätze gerückt war. Auf die AHV auf dem ersten folgte die Kategorie
«Gesundheit, Krankenkassen» auf dem zweiten Platz, während die Sorge aufgrund von
«AusländerInnen» auf dem dritten Platz landete. Einen Platz nach vorne gerückt war die
Kategorie «Umweltschutz/Klimawandel/Umweltkatastrophe», die Kategorie
«Flüchtlinge/Asyl» hingegen fiel auf den neunten Platz zurück. Hierbei, so eine These
der Studie, sei bemerkenswert, dass gleichzeitig die Sorge um die persönliche
Sicherheit (sechster Rang) um elf Prozentpunkte zugelegt habe. Das Narrativ, in
welchem Flüchtlinge als «Sicherheitsbedrohung von aussen» dargestellt würden,
funktioniere somit nicht mehr. Überhaupt konnte die Studie keine Gründe für die
Sicherheitsbedenken ausmachen, denn etwa auch die Angst vor Terrorismus oder
Fundamentalismus stieg nicht an. Der Kern dieser Sicherheitsbedenken sei noch zu
klären.

Von der Politik verlangten die Schweizerinnen und Schweizer rasche Lösungen zu
innenpolitischen Themen, so Lukas Golder von gfs.bern und Co-Leiter der Studie. Auf
die Frage, welche Probleme am dringendsten von den Politikerinnen und Politikern
angegangen werden müssten, nannten die meisten Umfrageteilnehmenden denn auch
die Rentenreform, wie dies bereits im Jahr zuvor der Fall gewesen war. Neu war, dass
2019 die Umweltfragen auf dem zweiten Platz der am dringendsten zu lösenden
Probleme landeten. Anscheinend waren die Befragten diesbezüglich von den
Politikerinnen und Politikern enttäuscht, denn 46 Prozent gaben an, die Politik von
Regierung und Verwaltung versage in entscheidenden Themen, wobei 83 Prozent
anfügten, der Bundesrat müsse «seine Führungsrolle besser wahrnehmen». Noch im
vergangenen Jahr lag das Vertrauen in den Bundesrat bei 61 Prozent und auch sonst war

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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das Vertrauen in die Institutionen vergleichsweise hoch. Dies habe sich geändert: Von
der EU, über die Kirchen, zu den Arbeitsvertretungen, bis hin zu den politischen
Parteien wiesen viele Institutionen einen Vertrauenseinbruch aus, welcher nicht selten
20 Prozentpunkte betrug. Auch die Armee, im Vorjahr noch auf dem zweiten Platz,
verlor in gleichem Ausmass an Vertrauen in der Bevölkerung. Bemerkenswert war
hierbei, dass sich 90 Prozent der Befragten eine grössere Anerkennung von
Freiwilligenarbeit wünschten, wobei sich 74 Prozent der Befragten vorstellen konnten,
dass «obligatorische Dienste als Alternative zum Militärdienst» hier Abhilfe schaffen
würden. Einzig die Polizei verzeichnete einen kleinen Vertrauensanstieg und belegte
neu den ersten Platz – was im Hinblick auf die Sorge um die persönliche Sicherheit eine
passende Entwicklung sei, wie die Studie abschliessend feststellte. 5

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Am häufigsten kam es im Berichtsjahr wie üblich in Zürich zu Demonstrationen. In der
Regel handelte es sich aber um kleinere Kundgebungen, an denen jeweils bloss einige
hundert Personen teilnahmen. Die weitaus höchste Zahl von Grossdemonstrationen
mit 1'000 und mehr Beteiligten fanden in der Bundesstadt Bern statt. Wir registrierten
im Berichtsjahr insgesamt 28 derartige Kundgebungen (1992: 40) : 12 davon in Bern,
sieben in Zürich und vier in Genf. Die beiden grössten Anlässe wurden im Vorfeld der
Volksabstimmung über den Kauf des Kampfflugzeugs F/A-18 durchgeführt. Sowohl die
Befürworter als auch die Gegner mobilisierten je ca. 25'000 Demonstranten für ihre
Sache. Je 15'000 erschienen ebenfalls in Bern zu Kundgebungen der Gewerkschaften
gegen die Arbeitslosigkeit resp. der Kosovo-Albaner gegen die Politik der serbischen
Regierung. Proteste gegen sich verschlechternde Arbeitsverhältnisse, die Zustände im
ehemaligen Jugoslawien sowie die Forderung für einen unabhängigen Kurdenstaat (alle
je fünfmal) waren die häufigsten Themen bei den Grossdemonstrationen. Etwas weniger
als die Hälfte aller grossen Manifestationen wurden von Ausländern durchgeführt.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Bern: 1'500/Tamilen, 8'000/Gewerkschaften gegen Arbeitslosigkeit, 10'000/Frauen für
Christiane Brunner, 1'500/Mazedonier, 1'000/Kurden, 15'000/Gewerkschaften gegen
Arbeitslosigkeit, 25'000/gegen F/A-18, 25'000/für F/A-18, 15'000/Kosovo-Albaner,
1'500/Kurden, 5'000/Kurden, 6'000/gegen Schneekanonen-Verbot;
Zürich: 1'000/Kurden, 8'000/Frauen für Brunner, 2'000/Serben gegen
Berichterstattung in den Medien, 1'500/Studierende, 2'000/für Wohlgroth,
2'700/Gewerkschafter gegen Sozialabbau, 1'500/für Wohlgroth;
Genf: 4'000/Bosnier, 1'500/Bosnier, 1'500/Gewerkschafter gegen bürgerliche
National- und Ständeräte, 4'000/Bauern gegen GATT;
Basel: 2'000/Frauen für Brunner, 1'500/Kurden, 1'500/Alevitische Türken,
1'000/Studierende gegen Sparmassnahmen, 1'500/Gewerkschafter;
Aesch/BL: 3'500/gegen Anschlag auf Asylbewerberheim;
Luzern: 2'000/EWR-Gegner. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1993
HANS HIRTER

Die Hälfte der Grossdemonstrationen mit 1'000 und mehr Beteiligten fanden auch
dieses Jahr am beliebtesten Ort für nationale Kundgebungen, dem Bundesplatz in Bern
statt. Insgesamt kam es zu 26 grossen Kundgebungen (1993: 28): 13 davon in Bern, vier in
Zürich und drei in Genf. Die beiden grössten Anlässe vermochten je 15'000 Personen zu
mobilisieren; das eine Mal beim Protest von Kosovo-Albanern gegen die serbische
Politik in ihrer Heimat, das andere Mal anlässlich einer Demonstration der
Gewerkschaften der Bauarbeiter für ihre Forderungen bei den bevorstehenden
Tarifvertragsverhandlungen. Proteste gegen sich verschlechternde Arbeitsverhältnisse
(sechsmal), die Zustände im ehemaligen Jugoslawien sowie die Forderung nach einem
unabhängigen Kurdenstaat (je dreimal) waren die häufigsten Themen bei den
Grossdemonstrationen; viermal standen grössere Manifestationen im Zusammenhang
mit eidgenössischen und zweimal (in Zürich) mit städtischen Volksabstimmungen.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Bern: 2'000/Studierende, 1'100/Kurden, 15'000/Kosovo-Albaner, 1'000/gegen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER
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Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht, 1'000/European Kings Club,
15'000/Bauarbeiter, 7'000/gegen Erhöhung des AHV-Alters für Frauen, 1'000/Kurden,
8'000/Christen für Jesus, 6'000/für Antirassismus-Gesetz, 3'000/für Organspende,
2'000/gegen Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht, 5'000/Neuenburger für
Autobahnbau;
Zürich: 1'500/Bosnier, 1'000/Schwule und Lesben, 1'500/städtische Angestellte,
1'000/städtische Angestellte;
Genf: 4'000/AKW Creys-Malville, 2'000/Bosnier, 1'000/CERN-Angestellte;
Bodio/TI: 3'000/Gewerkschafter;
Lausanne: 2'000/Lehrer;
Aarau: 1'500/Frauen;
Basel: 1'500/Kurden;
Altdorf/UR: 1'500/pro Alpeninitiative;
Solothurn: 1'000/für Regionalspitäler. 7

Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden für einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zürich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhältnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Ausländer (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Türkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhältnisse in
ihren Heimatländern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die französischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Wünschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grössten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der französischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Genf: 2'000/Kurden, 4'000/Tamilen, 4'000/gegen franz. Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'500/im Vorfeld eines Militär-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlässlich Militär-Defilee;
Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;
Zürich: 2'000/Alewiten aus der Türkei, 1'500/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. für eine
offene Schweiz);
Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;
Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;
Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;
Basel: 1'000/Alewiten aus der Türkei;
Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Insgesamt kam es im Berichtsjahr zu 24 Grosskundgebungen mit 1'000 und mehr
Beteiligten (1995: 25). Davon fanden je fünf in Bern resp. Zürich statt, vier in Genf und
drei in Lausanne. Deutlich abgenommen haben die von Ausländern durchgeführten
grossen Manifestationen gegen die Zustände in ihren Heimatländern (vier), welche im
Vorjahr noch mehr als die Hälfte aller Grosskundgebungen ausgemacht hatten. Am
aktivsten waren 1996 die Angestellten des Bundes und der Kantone, welche zwölfmal an
grossen Protestveranstaltungen ihre Unzufriedenheit zeigten. Der Höhepunkt dieser
Mobilisierungswelle fand am 26. Oktober in Bern statt, wo rund 35'000 Angestellte des
öffentlichen Dienstes aus der ganzen Schweiz gegen Spar- und Abbaumassnahmen
demonstrierten. Es handelte sich dabei um die grösste Kundgebung seit 1982
(Friedensdemonstration in Bern mit rund 50'000 Beteiligten). Auch bei den beiden
nächstgrössten Manifestationen des Berichtsjahres standen Sparmassnahmen und
Angst um den Arbeitsplatz im Vordergrund: an einer Bauerndemonstration in Bern
nahmen 15'000 Personen teil, und an einem Protestmarsch gegen die Schliessung der
Brauerei Cardinal in Freiburg zählte man 10'000 Unzufriedene.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1996
HANS HIRTER
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In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Bern: 8'000/Kosovo-Albaner, 8'000/Tamilen gegen Ausschaffung, 7'000/SBB-
Angestellte gegen Lohnabbau, 15'000/Bauern, 35'000/Angestellte des öffentlichen
Dienstes;
Zürich: 1'000/Tamilen, 2'000/gegen Polizeieinsatz bei 1. Mai-Demo,
2'000/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen, 7'000/Studierende und Mittelschüler
gegen Sparmassnahmen, 1'500/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen;
Genf: 8'000/Tamilen, 7'000 und 5'000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen,
1'500/Rentner gegen Rentenkürzung;
Lausanne: 2'000, 2'000 und 3'000/Angestellte des öffentlichen Dienstes gegen
Sparmassnahmen;
Freiburg: 10'000/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal;
Basel: 3'000/Gewerkschafter Chemie;
Matran (FR): 2'500/Landwirte;
Schaffhausen: 1'500/gegen Gewalt an Kindern;
Lugano: 1'500/für autonomes Jugendzentrum;
Rheinfelden (AG): 1'500/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal in Freiburg;
Solothurn: 1'500/Lehrer gegen Sparmassnahmen. 9

Innere Sicherheit

Die Ende 1991 vom Bundesrat angeordneten und auf Notrecht basierenden
Restriktionen für den Waffenerwerb durch Ausländer erwiesen sich als erfolgreich: Die
Zahl der an Ausländer verkauften Waffen sank im ersten Halbjahr im Vergleich zur
Vorjahresperiode von 6000 auf 160. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.10.1992
HANS HIRTER

Dafür, dass bei europapolitischen Vorlagen im Durchschnitt rund 51 Prozent der
Stimmberechtigten an der Abstimmung teilnehmen, war die Beteiligung bei der
Abstimmung über die Übernahme der geänderten EU-Waffenrichtlinie vom 19. Mai
2019 mit 43.9 Prozent ausserordentlich tief. Dieser Befund, der aus der im Juli 2019
veröffentlichten VOTO-Studie hervorging, ging Hand in Hand mit der für eine Europa-
Abstimmung ungewöhnlich geringen Bedeutung, die die Befragten der
Abstimmungsvorlage zumassen. Überdies auffallend für eine Europa-relevante Frage
war, dass die SVP, die als einzige grosse Partei das Nein-Lager repräsentierte, nur 35
Prozent ihrer Wählerschaft mobilisieren konnte, während bei den anderen grösseren
Parteien immerhin zwischen 42 (Grüne) und 60 Prozent (CVP) der Sympathisantinnen
und Sympathisanten an der Abstimmung teilnahmen.
Wenig überraschend stimmten Schusswaffenbesitzerinnen und -besitzer der Vorlage
seltener zu als Personen, die keine Schusswaffe besitzen, wobei der Schusswaffenbesitz
aber nicht mit einer sicheren Ablehnung der Vorlage einherging. Ausserdem schien die
Frage den klassischen Links-Rechts-Konflikt zu bedienen: Je weiter links sich eine
Person selbst einstufte, desto eher stimmte sie Ja; je weiter rechts, desto eher Nein.
Dies spiegelte sich auch teilweise in den Parteisympathien: Während Anhängerinnen
und Anhänger der Grünen, der SP und der GLP zu rund 90 Prozent der Vorlage
zustimmten, hiessen sie bei der CVP-Anhängerschaft noch rund 70 Prozent und bei
jener der FDP rund 60 Prozent gut. SVP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten
verwarfen den Entwurf hingegen zu 75 Prozent. Dass sich bei einer europapolitischen
Fragestellung ein Viertel der Anhängerschaft der Volkspartei gegen die Parteilinie
stellte, ist wiederum bemerkenswert.
Eher unerwartet gaben fast zwei Drittel der befragten Stimmenden an, sie hätten es für
eher oder sehr unwahrscheinlich gehalten, dass die Schweiz bei einer Ablehnung der
Waffenrichtlinie wirklich aus Schengen/Dublin ausgeschlossen worden wäre. Dies war
im Abstimmungskampf das Hauptargument der Befürworterseite gewesen und stellte
sich nun als nicht wirklich überzeugend heraus. Die Autoren der Studie vermuteten,
dass die Vorlage trotzdem angenommen wurde, weil hier viele Stimmende im Sinne
einer Risikovermeidungsstrategie lieber Ja stimmten, als einen, auch
unwahrscheinlichen, Ausschluss in Kauf zu nehmen. So war die Nicht-Gefährdung von
Schengen/Dublin denn auch für eine grosse Gruppe der Ja-Stimmenden das
Hauptmotiv für ihren Stimmentscheid gewesen. Eine weitere grosse Gruppe der Ja-
Stimmenden gab als Hauptmotiv den verbesserten Schutz vor Waffengewalt an, wobei
für Frauen dieser Aspekt wichtiger war als für Männer. Das von den Nein-Stimmenden
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am häufigsten genannte Motiv war, dass die Schweiz sich nicht dem Druck der EU
beugen solle; der Slogan der Gegnerseite «Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU» schien
somit ins Schwarze getroffen zu haben. Das am zweitmeisten genannte Nein-Motiv war
die Sorge um die Schweizer Schiesssporttradition, wobei Schusswaffenbesitzerinnen
und -besitzer dieses häufiger nannten als andere Personen. Die Analyse der Argumente
zeigte zudem, dass der Graben zwischen dem Ja- und dem Nein-Lager primär entlang
der Konfliktlinie Pro-EU und Kontra-EU verlief, während die Waffenrechtsverschärfung
selber eine untergeordnete Rolle spielte. Zur komfortablen Mehrheit verhalfen der
Vorlage somit jene, so die Schlussfolgerung der Studie, «die eine Verschärfung für nicht
(dringend) notwendig hielten, aber die Schengen- und Dublin-Abkommen nicht aufs
Spiel setzen wollten». 11

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im Berichtsjahr wurde auf Bundesebene zweimal das Referendum ergriffen
(Strassenverkehrsgesetz und Entkriminalisierung der Militärdienstverweigerung). In der
Volksabstimmung setzte sich beim Strassenverkehrsgesetz der Parlamentsbeschluss
durch; über die Militärvorlage wird 1991 abgestimmt werden. Die beiden 1989
eingereichten Referenden waren erfolgreich: sowohl die Reorganisation der
Bundesrechtspflege als auch der Rebbaubeschluss fanden in der Volksabstimmung
keine Mehrheit.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1990
HANS HIRTER

Als 1991 eine Rekordzahl von Referenden lanciert worden war, sprachen einige bereits
von einem Beweis für den Vertrauensverlust der Bevölkerung in die Behörden. Die
Abstimmungsresultate zeigten nun, dass die grosse Zahl der Referenden wohl eher
damit zu tun hatte, dass im heutigen Kommunikationszeitalter mit Leichtigkeit die
erforderlichen Unterschriften gesammelt werden können, als mit einer breiten
Opposition gegen die Parlamentsmehrheit. Während im langjährigen Mittel jedes zweite
fakultative Referendum zu einer Ablehnung des Parlamentsbeschlusses führt, sank die
Erfolgsquote für die Opposition in diesem Jahr auf weniger als einen Viertel. Bei den
neun infolge eines fakultativen Referendums zur Abstimmung gelangenden Vorlagen
konnten die Gegner nur gerade zweimal – bei der Verbesserung der Entschädigung
resp. der Infrastruktur für die Parlamentarier – eine Mehrheit der Stimmbürger hinter
sich scharen. Im Berichtsjahr wurden nur noch gegen zwei Parlamentsbeschlüsse
(Treibstoffzollerhöhung bzw. Krankenkassen) das Referendum lanciert. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr fanden fünf mit Referenden verlangte Volksabstimmungen über
Beschlüsse der Bundesversammlung statt (davon eine zu einem Entscheid aus dem Jahr
1993). Ein Referendum war erfolgreich (UNO-Blauhelme), bei den anderen vier mit
Referenden verlangten Abstimmungen (Luftfahrtgesetz, Anti-Rassismusgesetz,
Krankenversicherung, Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht) folgte das Volk dem
Parlament. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER

1995 fanden vier mit Referenden verlangte Volksabstimmungen statt; drei Referenden
(Milchwirtschaftsbeschluss, Solidaritätsbeiträge im Landwirtschaftsgesetz, Lex
Friedrich) waren erfolgreich, einmal fand der Parlamentsbeschluss Zustimmung (10.
AHV-Revision). Für zwei Referenden wurde zwar die Unterschriftensammlung lanciert,
später aber erfolglos abgebrochen (WTO, Revision Arbeitslosengesetz). Bei einem
Referendum (gegen Staatssekretäre) waren zwar die Unterschriften bis Jahresende
beisammen, sie wurden aber erst im Januar 1996 eingereicht (s. oben, Regierung). 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1995
HANS HIRTER

Im Berichtjahr wurde gegen sechs parlamentarische Beschlüsse ein Referendum
ergriffen. Erfolgreich zu Stande kamen drei, nämlich das Referendum gegen das
Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Managed Care; am 14. Februar mit 131'158
gültigen Unterschriften), das Referendum gegen das Tierseuchengesetz (am 16. Juni mit
51'110 gültigen Unterschriften) und das Referendum gegen das Bundesgesetz über die
Raumplanung (am 16.10.12 mit 69'277 gültigen Unterschriften). Über die ersten beiden
wurde noch im Berichtjahr abgestimmt. Die Abstimmung über die
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Raumplanungsrevision wurde für das Frühjahr 2013 traktandiert. Kein Erfolg war den
drei Referenden gegen die Bundebseschlüsse über die Doppelbesteuerungsabkommen
mit Deutschland (48'604 Unterschriften), Österreich (46'848 Unterschriften) und
Grossbritannien (47'363 Unterschriften) beschieden. Alle drei verfehlten laut Bericht
der Bundeskanzlei vom 30. Oktober das Quorum (siehe hier). Im Vergleich zu den
Vorjahren wurde die Referendumswaffe damit wieder häufiger eingesetzt (2010 und
2011: je 1 zustande gekommenes Referendum; 2009: 1 zustande gekommenes und 1
nicht zustande gekommenes Referendum). 15

Im Berichtjahr wurde gegen acht Bundesgesetze das Referendum ergriffen (2012: 6).
Die Unterschriftensammlung gegen die Asylgesetzrevision war von
Flüchtlingsorganisationen und linken Kreisen bereits Ende 2012 gestartet worden. Mitte
Januar wurden hierzu 63'666 gültige Unterschriften eingereicht. Auch gegen das
Epidemiegesetz sammelten verschiedene Gruppen mit teilweise recht
unterschiedlichen Zielen bereits Ende 2012 bis Mitte Februar 77'360 beglaubigte
Unterschriften. Das Referendum gegen die Revision des Arbeitsgesetzes kam im April
mit 70'306 Unterschriften erfolgreich zustande. Die Sonntagsallianz – ein
Referendumskomitee aus verschiedenen religiösen Gruppierungen und Vereinigungen,
der SP, der GP, der EVP und der CSP sowie verschiedener Gewerkschaften – hatte nach
eigenen Angaben bereits nach 2 Monaten über 60 000 Unterschriften gegen die
Öffnungszeiten bei den Tankstellenshops gesammelt. Mitte April kündigte Uniterre ein
Referendum gegen das Reformpaket in der Agrarpolitik an, zog dieses Ansinnen dann
aber zugunsten der Initiative des Bauernverbandes wieder zurück. Äusserst erfolgreich
war das überparteiliche Komitee um Walter Wobmann (svp, SO), das innert kurzer Zeit
107'424 Unterschriften gegen die Erhöhung der Abgabe für die Benützung von
Nationalstrassen sammelte. Wegen mangelnder finanzieller Unterstützung wurde die
Unterschriftensammlung gegen die Erhöhung der kostendeckenden Einspeisevergütung
zur Förderung erneuerbarer Energien abgebrochen. Noch im Berichtjahr wurden
Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz und den USA lanciert.
Gegen das Freihandelsabkommen mit China konnte das Referendum nicht ergriffen
werden, weil der Antrag der SP, das Abkommen dem fakultativen Referendum zu
unterstellen, vom Nationalrat abgelehnt wurde. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Bereits 2013 waren die Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz
und den USA lanciert worden. Während das Referendum gegen die Gripen-Beschaffung
Ende Januar mit 65‘384 gültigen, vom Bündnis gegen neue Kampfflugzeuge und vom
Liberalen Komitee „Nein zum Gripen“ gesammelten Unterschriften zustande kam,
scheiterte die Unterschriftensammlung gegen FATCA. Nach der 100-tägigen Frist
konnten lediglich 35‘264 Unterschriften eingereicht werden. Auch das vom Kanton
Wallis angestrengte Kantonsreferendum gegen FATCA wurde nur vom genannten Kanton
unterstützt – nötig gewesen wären aber insgesamt acht Kantone. Im Berichtsjahr selber
kündigten das Komitee „Nein zur Billag-Mediensteuer“ und der Verein „Aktion
stopBillag.ch“ an, ein Referendum gegen das neue Bundesgesetz über Radio und
Fernsehen (RTVG) zu ergreifen. Bereits Mitte Dezember hatte das Komitee laut eigener
Aussage die nötigen Unterschriften gesammelt, bis Ende 2014 aber noch nicht
eingereicht. Auch gegen den Bau einer zweiten Gotthard-Strassenröhre zur Sanierung
des Tunnels wurde ein Referendum lanciert. Federführend  war hier der Verein "Nein
zur zweiten Gotthardröhre, hinter dem der VCS und die Alpeninitiative stehen. Auch
dieses Komitee war rasch erfolgreich und hatte Ende Jahr nach eigenen Angaben
bereits über 100'000 Unterschriften gesammelt. Die EVP kündigte vorsorglich an, gegen
das noch nicht zu Ende debattierte Fortpflanzungsmedizingesetz das Referendum
ergreifen zu wollen. Allerdings ist vorgängig ein obligatorisches Referendum nötig, um
die heute verbotene Präimplantationsdiagnostik (PID) zu ermöglichen. Auch der
atomfreundliche Verein "Kettenreaktion" kündigte an, gegen jegliche Verbote von AKW
das Referendum zu ergreifen. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wahl- und Abstimmungsverfahren

Zwar hatten vier unterschiedliche, von Privatpersonen geführte Komitees gegen die
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative das Referendum angekündigt, sie
schafften es jedoch innerhalb der 100 Tage nicht, die nötigen Unterschriften zu
sammeln. Zu hoch war die Unterschriftenhürde 2016 auch für zwei weitere Komitees.
Die Gruppe Giardino konnte lediglich 44'603 Unterschriften gegen die
Weiterentwicklung der Armee (WEA) einreichen und auch über das Bundesgesetz
betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (BÜPF) wurde nicht an
der Urne entschieden, weil die Allianz aus allen Jungparteien, den Piraten, der AL und
zahlreichen zivilgesellschaftlichen Organisationen ebenfalls nur knapp über 40'000
Unterschriften dagegen sammeln konnte. 
Erfolgreicher waren die SP, die gegen die Unternehmenssteuerreform (USR III)
opponierte, und die SVP, die gegen das Energiegesetz das Referendum ergriff. Damit
wurde gegen 3.2 Prozent der 2016 vom Parlament gefällten 63 Erlasse ein Referendum
eingereicht. Dies entsprach dem Wert von 2015, als gegen 3 der 59 Erlasse ein
Referendum angestrebt worden war, wobei damals nur zwei Komitees (3.4%) die nötige
Zahl an Unterschriften innerhalb der vorgesehenen Frist einreichen konnten.

Neben den beiden bereits 2015 eingereichten Referenden – gegen das Asylgesetz und
das Nachrichtendienstgesetz –, standen 2016 auch zwei weitere, vom Parlament noch
2014 erlassene und bekämpfte Bundesbeschlüsse zur Abstimmung: die Sanierung des
Gotthard-Strassentunnels und das Fortpflanzungsmedizingesetz. Alle vier Referenden
blieben dabei erfolglos. Im Februar hiess die Stimmbevölkerung die Sanierung des
Gotthard-Tunnels gut, Anfang Juni stiessen sowohl das von der SVP bekämpfte
Asylgesetz als auch das Fortpflanzungsmedizingesetz, gegen das insbesondere die EVP
ein Veto angestrengt hatte, bei der Bevölkerung auf viel Akzeptanz. Und im September
erhielt auch das Nachrichtendienstgesetz, das von der Linken bekämpft wurde, fast
zwei Drittel aller Stimmen. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN

Gegen zwei der total 45 im Jahr 2017 vom Parlament verabschiedeten und dem
fakultativen Referendum unterstellten Erlasse wurde ein Veto eingelegt. Damit lag der
Anteil bekämpfter Parlamentsbeschlüsse (4.4%) in diesem Jahr etwas höher als noch in
den Vorjahren (2015: 3.4%; 2016: 3.2%), wobei in den Vorjahren auch jeweils lancierte
Referenden an der Unterschriftenhürde gescheitert waren (2015: 1; 2016: 3). Dies war
2017 nicht der Fall: So erzwangen verschiedene Gruppierungen angeführt von
Westschweizer Gewerkschaften mit 58'054 gültigen Unterschriften eine Abstimmung
über die Reform der Altersvorsorge 2020 und die jungen Grünen brachten mit 60'744
Unterschriften das Geldspielgesetz an die Urne.

Neben der Reform der Altersvorsorge, die noch im September 2017 von der
Stimmbevölkerung an der Urne abgelehnt wurde, standen 2017 auch die vom Parlament
im Vorjahr beschlossenen und mit einem Referendum bekämpften Erlasse zur
Unternehmenssteuerreform III und zum Energiegesetz zur Abstimmung. Während das
Referendum gegen die USR III im Februar zu einem Erfolg der Linken wurde und die
Vorlage an der Urne ziemlich deutlich verworfen wurde, hielt das von der SVP
bekämpfte Energiegesetz im Mai an der Urne stand. Mit der AHV-Vorlage und dem USR
III waren gleich zwei fakultative Referenden in diesem Jahr erfolgreich; letztmals war
mit der Ablehnung des Gripen-Fonds 2014 ein Bundesgesetz an der Urne gescheitert. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN

Fast jeder zehnte parlamentarische Erlass, der dem fakultativen Referendum
unterstand, wurde 2018 mit einem Veto belegt. Konkret wurde gegen vier der 41
Bundesgesetze und Bundesbeschlüsse, die vom Parlament 2018 verabschiedet wurden,
das Referendum ergriffen. Der Anteil von 9.8 Prozent bekämpfter Erlasse ist doppelt so
hoch wie in den Vorjahren (2015: 5.1%; 2016: 3.2%; 2017: 4.4%). Wie bereits 2017
schafften es alle Komitees, die nötige Anzahl Unterschriften in der hunderttägigen Frist
zu sammeln. Alle angestrebten Referenden schafften also im Unterschied zu 2015 und
2016, als ein bzw. drei Referenden nicht zustande gekommen waren, die
Unterschriften- und Fristenhürden. Bekämpft wurden Beschlüsse von rechts (die EU-
Waffenrichtlinie und die Erweiterung der Rassismusstrafnorm mit einem
Homophobieartikel), von links (die gesetzliche Grundlage für die Überwachung von
Versicherten) und auch von verschiedenen linken und bürgerlichen Komitees
gleichzeitig (AHV-Steuer Deal; STAF).
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Noch im November 2018 wurde über die Überwachung von Versicherten abgestimmt.
Das Referendum war hier nicht erfolgreich, hiess die Stimmbevölkerung doch die
gesetzliche Grundlage beinahe mit einer Zweidrittelmehrheit gut. Die restlichen drei
bekämpften Vorlagen werden 2019 der Stimmbevölkerung vorgelegt. Ebenfalls noch
2018 wurde über das Geldspielgesetz abgestimmt, das vom Parlament 2017 erlassen
worden war und das von den jungen Grünen mittels fakultativem Referendum an die
Urne gebracht wurde. Aber auch dieses Referendum blieb deutlich chancenlos: 72.9
Prozent der Stimmbevölkerung stützte den Entscheid des Parlaments. 20

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

L’analyse VOX a montré que la confiance placée dans le Conseil fédéral a été l’élément
le plus important dans le choix des votants. Les personnes qui lui faisaient confiance
ont approuvé l’accord à 83%, alors que celles qui s’en méfiaient l’ont accepté à 25%.
Les sympathies partisanes ont également joué un rôle important. Les sympathisants du
PDC, du PLR et du PS ont ainsi suivi les recommandations de leur parti respectivement
par 75%, 77% et 80% des voix. Ceux de l’UDC ont fait de même à 94%, rejetant
massivement l’accord. Finalement les personnes non alignées sur un parti se sont
exprimées en faveur de l’accord à 69%, soit presque 10% de plus que la moyenne
nationale. Par ailleurs, l’appartenance gauche-droite a entraîné des répercussions
moins fortes que les sympathies partisanes. Ainsi, l’approbation a été plus forte parmi
les votants de gauche (91%) et d’extrême gauche (77%). Les votants se classant au centre
ont approuvé l’accord par 64%, ceux s’estimant à droite l’ont fait à 46% et ceux de
l’extrême droite à 21 %. La position par rapport aux étrangers a pesé également de
manière importante sur la décision des électeurs. Les tenants d’une politique égalitaire
à leur encontre ont soutenu massivement l’accord (83%), ceux qui donnaient une
préférence nationale l’ont majoritairement rejeté (70%). Les caractéristiques sociales
et économiques ont eu un faible impact sur l’issue de la votation. Toutefois, les
catégories urbaines, matériellement aisées et issues de hautes écoles ont approuvé cet
accord de manière plus nette. Finalement, la Suisse romande l’a approuvé à 66%, la
Suisse alémanique à 59% et la Suisse italienne à 34%. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
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SÉBASTIEN SCHNYDER

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

L’étude « Sécurité 2002 », publiée par l’Ecole polytechnique fédérale de Zurich, a
indiqué un recul de la volonté de coopération internationale des Suisses. Ce sondage,
réalisé en février 2002 sur la base d’un échantillon représentatif de 1201 personnes, a
montré que 53% des sondés (6% de moins que lors de la dernière enquête)
approuvaient un rapprochement avec l’UE et 40% l’adhésion. L’OTAN a vu sa cote
baisser encore plus nettement. Une entrée dans l’organisation ne séduisait plus qu’un
cinquième des participants (-8%) et le rapprochement qu’un tiers (-11%.). Concernant
une ouverture du pays, 27% (-5%) y étaient favorables même en cas de perte de
souveraineté, alors que 39% (+5%) l’acceptaient, mais sans perte de souveraineté. La
confiance en l’armée n’a pas baissé et elle était considérée comme nécessaire par 71%
des sondés, la milice (50%, en progression de 5%) étant préférée à une armée de
métier (40%, en recul de 5 %). Une large majorité des sondés (86%) se sentait en
sécurité, malgré les événements de l’automne 2001 (attentats du 11 septembre, tuerie
de Zoug, grounding de Swissair et incendie du Gothard). 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.09.2002
ROMAIN CLIVAZ

Les résultats de l’enquête « Sécurité 2006 », une enquête d’opinion menée chaque
année par le Centre de recherches sur la politique de sécurité et l’Académie militaire
de l’Ecole polytechnique fédérale de Zurich (EPFZ), ont été rendus publics au mois
d’août. Quelque 88% des Suisses interrogés (2005 : 87%) affirment se sentir « très en
sécurité » ou « plutôt en sécurité ». Au niveau de la confiance dans les autorités et les
institutions, l’armée est la seule institution à enregistrer un net gain de confiance en
2006. La moitié des citoyennes et citoyens (48%) approuve un engagement des soldats
de milice pour la garde des ambassades, l’autre moitié (52%) y étant opposée. Le
nombre de personnes qui se déclarent favorables à un rapprochement avec l’OTAN est
en constante hausse : 42% l’approuvent (2005 : 37%), alors que l’idée d’une adhésion à
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cette institution ne recueille que 25% d’avis favorables (+ 3%). Environ 70% des
personnes interrogées se déclarent d’accord avec le maintien de l’armée en Suisse
(notamment dans l’hypothèse d’une guerre en Europe occidentale), même si elles sont
73% à croire que la Suisse ne pourrait pas se défendre seule si une guerre éclatait.
Comme les années précédentes, et même si cette approbation perd du terrain depuis
2002, une majorité des Suisses se prononce pour des engagements volontaires de
soldats suisses à l’étranger. Seuls 17% (+ 9%) sont strictement opposés à toute forme
d’engagement. Près de la moitié des sondés donne sa préférence pour les engagements
de maintien de la paix avec des soldats armés pour l’auto-défense. Lors de ce sondage,
deux personnes sur trois déclarent spontanément que la défense et l’aide en cas de
catastrophe sont les principales tâches de l’armée. La nécessité de l’armée suisse a
recueilli, dans la moyenne de la population, un taux de 75%, ce qui constitue une
augmentation de 10% par rapport à 2005. Par contre, ce taux est resté constant (56%)
au sein de la population des 20 à 29 ans. Comme par le passé (l’année 2005 faisant
figure d’exception), une légère majorité des personnes interrogées favorise l’armée de
milice (51% ; + 7%) aux dépens de l’armée de métier (46% ; + 0%). Le service long est
également plébiscité par une majorité des sondés. La transformation des obligations
militaires des hommes en un service obligatoire recueille 85% d’avis favorables, contre
74% en 2005, la possibilité de choisir la forme de service (civil ou militaire) atteignant
un degré d’approbation élevé. Au niveau des dépenses d’armement, si 47% (- 4%) des
sondés estiment que l’armée dépense « trop » ou « beaucoup trop », 8% des sondés
jugent, quant à eux, que l’armée a trop peu d’argent à disposition. 23

Auch Anfang 2014 publizierte die ETH Zürich ihre gemeinsam mit dem Center for
Security Studies (CSS) jährlich erstellte Jahresstudie „Sicherheit“ zur Ermittlung der
Meinungen in den Bereichen Aussen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik in der
Schweiz. Augenfällig ist laut der Autoren eine markant positivere Einstellung der
Schweizerinnen und Schweizer gegenüber der Armee. 80% der Befragten bejahen die
Notwendigkeit der Armee, was einen Anstieg von 8 Prozentpunkten gegenüber 2013
bedeutet. Leicht verlagert hat sich hingegen die Einschätzung der Wehrpflicht.
Gegenüber dem Vorjahr sprechen sich 37% für eine Abschaffung der Wehrpflicht
zugunsten einer Freiwilligenarmee aus (+ 4 Prozentpunkte), 61% sind dagegen (eine
Abnahme um 4 Prozentpunkte). Das Niveau von 2012 (48%) blieb jedoch noch immer
weit unterschritten. Auch im Nachgang an die Wehrpflichtabstimmung blieb diese
Haltung also gefestigt. Das bevorzugte Wehrmodell bleibt die Milizarmee, welche von
einer Mehrheit von 61% (+ 5 Prozentpunkte) unterstützt wird. Einer Abschaffung der
Armee stimmten im Berichtsjahr bloss noch 11% der Befragten zu (- 6 Prozentpunkte).
Hinsichtlich der anstehenden Weiterentwicklung der Armee (WEA) ist interessant, wie
sich die Befragten zu den Armeeausgaben äussern: 2014 hielten 49% die Kosten für
angemessen, was einen Anstieg von 5 Prozentpunkten und einen Höchststand seit 1986
bedeutet. Bei der Frage nach Bedrohungsformen stehen Cyber-Angriffe an der Spitze.
Auf einer Skala von 1 bis 10 wurde die Eintretenswahrscheinlichkeit eines solchen
Ereignisses durchschnittlich auf 5.4 geschätzt. Einen militärischen Angriff fürchten nur
gerade 3% der Befragten. Damit einhergehend sehen Schweizerinnen und Schweizer
die Funktion der Armee zunehmend in subsidiären Unterstützungs- und
Sicherungseinsätzen, wie der Katastrophenhilfe im Inland oder der Unterstützung der
zivilen Grenzwache und der Polizei. Auf einer Zehnerskala erreicht die Armee punkto
Zufriedenheit mit ihren Leistungen eine Note von 6.3. Gemessen an der langjährigen
Entwicklung erreicht zudem die Beurteilung der Verteidigungsausgaben einen
Höchstwert: 49% sind 2014 der Auffassung, die Höhe der Ausgaben sei angemessen.
Dieser Anstieg um 5% Prozentpunkte entspricht der Abnahme der letztjährigen
Einschätzung, die Ausgaben seien zu hoch. Verglichen mit dem Vorjahr, zieht sich die
insgesamt positivere Einstellung der Bevölkerung gegenüber der Armee durch alle
Befragungsfelder der Studie. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Militärakademie der ETH hat 2015 wiederum zusammen mit dem Center for Security
Studies die Jahresstudie „Sicherheit“ publiziert. Die Autorinnen und Autoren stellten
auch in diesem Jahr ein grundlegendes Gefühl der Sicherheit in der Schweizer
Bevölkerung fest. Angst vor Bedrohungen wurde nur in geringem Mass erkannt und
wenn, dann im Bereich der Datensicherheit oder bezüglich Cyber-Angriffen. Die Frage
nach der Notwendigkeit der Armee wurde mit sehr hoher Zustimmung beantwortet und
sogar die jüngste Alterskohorte befürwortete die Armee so deutlich wie noch nie in der
dreissigjährigen Messperiode. Diese jüngeren Respondenten wiesen in dieser Periode
einen Anstieg um 8 Prozentpunkte aus (74%; 2014: 66%). Insgesamt wurde auch das

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

01.01.90 - 01.01.20 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Modell der Milizarmee deutlich bejaht und einer reinen Berufsarmee vorgezogen, wobei
bezüglich alternativer Dienstmodelle ambivalente Erkenntnisse gezogen werden
mussten: Einerseits erhielt eine obligatorische Wehrpflicht nur für Männer eine hohe
Zustimmung, andererseits sprachen sich ebenso viele Befragte gegen eine Umwandlung
in eine obligatorische Dienstpflicht aus. Es konnten keine eindeutigen Schlüsse gezogen
werden, ob ein Modell mit einer Dienstpflicht, die die Frauen mit einschliesst, auf
Zustimmung stossen würde. Eine Wehrpflicht unter Miteinbezug weiblicher
Dienstleistenden wurde mehrheitlich abgelehnt, so auch bezüglich der Ausweitung der
Dienstpflicht für Ausländer. Einwohner ohne schweizerische Staatsbürgerschaft sollen
gemäss dieser Meinungsumfrage auch nicht in den Zivil-, oder einen allfälligen
Sozialdienst rekrutiert werden.
Bezüglich der Zufriedenheit mit der Armee wurde keine Veränderung gegenüber dem
Vorjahr registriert. Sie verharrt auf durchschnittlich 6.3 Punkten auf einer Zehnerskala
zwischen "überhaupt nicht zufrieden" und "sehr zufrieden". Was die Abschaffung der
Wehrpflicht angeht, sprachen sich in der Selbsteinschätzung links Eingestellte und
höher Gebildete stärker für eine solche aus. Weniger Gebildete und sich auf der Links-
Rechts-Achse eher rechts einstufende Befragte stützten die Wehrpflicht hingegen
eher. Insgesamt ist die Zustimmung zur Abschaffung der Wehrpflicht gegenüber dem
Vorjahr um einen Prozentpunkt auf 38% gestiegen. Abnehmend hingegen ist die
Haltung, dass die Schweiz zu viel für die Verteidigung ausgebe. Dies empfanden noch
33% der Befragten (-4 Prozentpunkte). Dass dagegen mehr ausgegeben werden sollte,
gaben 16% an, was einer pointierten Steigerung um 7 Prozentpunkte bedeutet. Die
Milizarmee als Dienstmodell wird von einer Mehrheit von 58% gutgeheissen (-3
Prozentpunkte), dies bedeutet den dritthöchsten Wert seit 1995. Die dienstpflichtige
Kohorte der jüngeren Befragten (20–29-jährige) zeigte sich einer Berufsarmee deutlich
stärker zugetan als noch im Vorjahr (48%, + 5 Prozentpunkte). Die Bevölkerung fühle
sich sehr sicher und schaue zuversichtlich in die Zukunft, schlossen die Herausgeber
der Studie. 25

Die Jahresstudie „Sicherheit“, von der Militärakademie der ETH in Zusammenarbeit mit
dem Center for Security Studies herausgebracht, lieferte auch 2016 Befunde über das
Sicherheitsempfinden der Schweizer Bevölkerung. Dieses sei hoch, jedoch gegenüber
dem Vorjahr signifikant gesunken. 86% der Befragten fühlten sich sicher, was einer
Einbusse um 5 Prozentpunkte bedeutete. 20% fühlten sich "sehr sicher" (-9
Prozentpunkte) und 66% fühlten sich "eher sicher" (+4 Prozentpunkte). Um 5
Prozentpunkte hat der Anteil jener zugenommen, die sich unsicher fühlen (neu 14%). 
Bezüglich der Verteidigungspolitik zeigte sich auch 2016 eine hohe positive Einstellung
in der Bevölkerung gegenüber der Armee. Die Zustimmung zur Frage nach der
Notwendigkeit der Armee ist um 4 Prozentpunkte gestiegen und kommt auf 84%, so
hoch wie seit 1983 nicht mehr. Weniger Support äusserten jüngere Befragte, aber auch
sie hielten die Armee mehrheitlich für notwendig (74%, +/-0). Zulegen konnte die
Armee bei der Bewertung der Zufriedenheit. Auf der seit 2011 verwendeten Zehnerskala
stieg diese um 0,2 Punkte auf ein Mittel von 6,5 Punkten, womit ein Höchstwert
verzeichnet wurde. Eine Abschaffung der Wehrpflicht ist weiterhin nicht
mehrheitstauglich und die Zustimmung für eine solche Abschaffung nahm weiter ab (-4
Prozentpunkte, neu 34%). Dieser Wert ist im langjährigen Vergleich sehr tief. Die
finanziellen Mittel, die für die Verteidigung aufgewendet werden, seien in einer guten
Grössenordnung. Dies befanden 48% der Befragten, eine leichte Steigerung gegenüber
dem Vorjahr (+1 Prozentpunkt). Sowohl eine Erhöhung, als auch eine Senkung der
Verteidigungsausgaben verloren an Sukkurs. Die Ansicht, die Schweiz gebe zu viel Geld
für ihre Armee aus, wurde seltener geäussert und der in dieser Studie hierzu
gemessene Wert erreichte einen historischen Tiefstwert.
Die Frage nach der Ausgestaltung der Dienstpflicht wurde etwa gleich wie im Vorjahr
beantwortet, wobei sich 57% für die Milizarmee aussprachen (-1 Prozentpunkt) und 38%
eine Berufsarmee befürworteten (+2 Prozentpunkte). Die Altersgruppe der
Dienstpflichtigen stand dabei etwas weniger unterstützend für die Berufsarmee ein, als
noch vor Jahresfrist (46%, -2 Prozentpunkte).
Der langjährige Optimismus im Sicherheitsempfinden der Schweizerinnen und
Schweizer wich im Untersuchungszeitraum einer etwas pessimistischeren Haltung.
Geopolitische Entwicklungen wurden für diese Trendwende verantwortlich gemacht.
Damit einher gehend wurden spezifische Massnahmen zur Wahrung der inneren
Sicherheit stärker befürwortet, als in früheren Jahren. Überdurchschnittlich hoch blieb
das Vertrauen in die Institutionen und Behörden. Tendenziell höhere
Zustimmungswerte verzeichnete die Armee. 26
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Militäreinsätze

Le DDPS a confirmé au tout début de l’année sous revue que le World Economic Forum
(WEF) de Davos s’est déroulé sans incident aucun. Engagée dans un service d’appui en
faveur des autorités du canton des Grisons entre le 18 et le 26 janvier 2004, l’armée n’a
finalement pas exploité entièrement le contingent de 6'500 militaires autorisé par le
parlement. Sur les 4'700 militaires appelés, 3'600 ont, au total, été engagés. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.01.2004
ELIE BURGOS

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die Voto-Analyse zur Abstimmung vom 12. Februar 2017 über die
Unternehmenssteuerreform III verdeutlichte insbesondere, dass die Vorlage den
Befragten grosse Schwierigkeiten bereitet hatte. So gaben 74 Prozent der an der
Umfrage Teilnehmenden an, dass es ihnen eher schwer gefallen sei, zu verstehen, um
was es bei der Vorlage ging. Entsprechend nutzten auch viele Befragte
Entscheidungshilfen: 39 Prozent der Ja-Stimmenden und 20 Prozent der Nein-
Stimmenden gaben an, bei der Entscheidungsfindung Empfehlungen von Bekannten,
Parteien oder dem Bundesrat gefolgt zu sein. Das Vertrauen der Befragten in Bundesrat
und Parlament sowie in die Wirtschaft erwies sich als relativ hoch, doch während
Ersteres kaum Einfluss auf den Stimmentscheid hatte, zeigte sich das Vertrauen in die
Wirtschaft als sehr relevant für das individuelle Stimmverhalten: Wer der Wirtschaft
misstraute, lehnte die Vorlage mit grosser Wahrscheinlichkeit ab. 
Sowohl Ja- als auch Nein-Stimmende nahmen die Notwendigkeit sowie den Nutzen der
Unternehmenssteuerreform wahr – die entsprechenden Argumente wurden von beiden
Lagern mehrheitlich akzeptiert. Entscheidend waren aber die Einschätzungen der
Befragten bezüglich Nutzniessern und Folgen der Vorlage. So befürchteten 36 Prozent
der Nein-Stimmenden, dass nur die Reichen oder grosse, internationale Firmen von der
Änderung profitieren würden, während der Mittelstand die Kosten trage. Folglich
rechneten 35 Prozent der Befragten mit tieferen Steuereinnahmen, 78 Prozent von
ihnen lehnten die USR III ab. Kritisiert wurden gemäss den Autoren der Voto-Studie
folglich nicht einzelne, konkrete Instrumente der Vorlage; vielmehr erwies sich das
Gesamtpaket der Steuerinstrumente sowie dessen Vermittlung als nicht
mehrheitsfähig. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

En 1990, la consommation d'énergie est restée stable en n'augmentant que de 0.1
pour cent par rapport à l'annéee 1989. Si l'on compare la part à la consommation finale
totale d'énergie des ménages, de l'industrie et des transports au cours des dix
dernières années, l'on constate que celle des premiers cités a décru, passant de 53.7
pour cent en 1979 à 49.8 pour cent en 1989. Celle des entreprises a également diminué,
mais dans une moindre mesure (de 20.3% à 19.3%). Par contre, celle des transports
s'est accrue, passant de 26 pour cent à 30.9 pour cent. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1990
BRIGITTE CARETTI

La consommation finale d'énergie a connu une progression de 6.2 pour cent en 1991,
ce qui représente la plus importante augmentation annuelle depuis 1973. Un tel résultat
va à l'encontre de la réalisation des objectifs du programme «énergie 2000», qui visait
à stabiliser la consommation d'agents fossiles et la demande d'électricité. La brusque
hausse de cette année est imputable pour une bonne part à la demande accrue de
produits pétroliers et plus particulièrement de combustibles (+11,1%). Les températures
peu clémentes de l'hiver et la baisse du prix du mazout extra-léger (–20% en termes
réels) constituent les principales raisons de la progression du secteur des
combustibles. A l'exception de la demande de charbon, tous les agents énergétiques
ont vu leur consommation augmenter. 30
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La consommation totale d'énergie a progressé de 0.1 pour cent en 1992; cela
constitue un meilleur résultat qu'en 1991 (+6.2%). Toutefois, les mesures du programme
«Energie 2000» ne sont pas responsables de ce résultat; celui-ci est dû
essentiellement au fléchissement de la conjoncture économique et à la température
clémente qui a régné durant l'année 1992. Les différents agents énergétiques ont connu
des évolutions très diverses; alors que l'essence (3.6%), les carburants d'aviation (5.4%)
et le gaz (5.5%) connaissaient des augmentations sensibles, la consommation de
carburant Diesel (–3.1 %), d'huile moyenne et lourde (–3.1 %) et d'huile extra-légère
(–2.3%) diminuait; la réduction de la consommation de combustibles s'explique par le
réchauffement de la température par rapport à 1991. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1992
ANDRÉ MACH

Selon un sondage non-publié, effectué à la demande de l'Office fédéral de l'énergie,
sur la perception par la population de la politique énergétique, une large majorité des
citoyens ne seraient pas au courant des objectifs et du contenu du programme
Energie 2000. Ainsi, malgré les efforts des responsables de la politique énergétique
pour sensibiliser les citoyens aux questions relatives à la consommation d'énergie, le
grand public semble encore fort peu informé sur ce sujet. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.08.1993
ANDRÉ MACH

Pour la première fois depuis 1982, la consommation finale d'énergie a diminué
(–2.0%). Cette baisse s'explique en grande partie par la mauvaise conjoncture
économique. Le recul de la demande de carburants a été particulièrement marqué; la
Suisse n'avait même jamais connu une diminution aussi massive de la consommation
d'essence (–7.3%). La cause principale de cette chute semble être l'augmentation des
droits d'entrée sur les carburants qui a considérablement réduit l'attrait des stations
d'essence suisses situées dans les régions frontalières. En revanche, la consommation
de carburants pour avions a progressé de 3.4%. En outre, il est probable que les efforts
déployés dans le cadre du programme Energie 2000 aient commencé à porter leurs
fruits. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1993
ANDRÉ MACH

Selon une étude menée par les offices fédéraux de l'énergie, des questions
conjoncturelles et des constructions fédérales, les coûts externes de l'énergie – à
savoir les dommages causés par sa production et sa consommation sur les êtres
humains et l'environnement – se sont élevés entre 6,7 et 12 milliards de francs en
1990. Si l'on tenait dès lors compte de ces externalités dans la fixation des prix de
l'énergie, ceux-ci augmenteraient de 30 à 60%. Les résultats de cette étude n'ont pas
manqué de susciter de vives critiques de la part de l'ensemble des milieux énergétiques
suisses. 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.08.1994
LIONEL EPERON

Opérant un recul de 1.5 pour cent par rapport à 1993, la consommation finale
d'énergie en Suisse a baissé pour la deuxième année consécutive. Parmi les facteurs
qui ont permis cette diminution, il est à relever les conditions climatiques
particulièrement clémentes, de même que les mesures visant à une utilisation plus
rationnelle de l'énergie. L'augmentation de la consommation de certains agents
énergétiques s'explique, quant à elle, par une meilleure conjoncture économique, par
l'accroissement de la population ainsi que par les bas prix de l'énergie. Ces derniers se
situent en effet largement au-dessous de ceux qui avaient cours avant la première crise
pétrolière. Si la demande d'essence a diminué de 0.1 pour cent par rapport à l'année
précédente, la consommation de carburant diesel a, en revanche, augmenté de 6.1 pour
cent. Ce résultat est certainement dû à l'amélioration de la situation économique qui a
induit une augmentation des transports par camions. Fait intéressant, la consommation
finale au sein de la branche industrielle a diminué de 2.5 pour cent, quand bien même
la production a crû de huit pour cent, signe d'une utilisation plus optimale de l'énergie
dans ce secteur. 35
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A mi-chemin de l'échéance du moratoire nucléaire, le débat sur la politique
énergétique suisse et plus spécifiquement sur l'approvisionnement futur du pays en
électricité a été relancé après une période de relatif apaisement en raison de
l'«armistice énergétique» issu des votations de 1990. Alors que les perspectives du
DFTCE de 1994 faisaient déjà état d'un manque potentiel de courant électrique après
2010 ou 2020, l'Agence internationale de l'énergie (AIE) a confirmé cette éventualité
dans une étude consacrée à la politique énergétique de la Suisse. C'est en effet durant
cette période que les autorisations dont bénéficient les centrales nucléaires suisses
ainsi que les contrats d'importation de courant électrique passés avec la France
arriveront à échéance, ce qui soumet dès lors la moitié du bilan électrique helvétique à
interrogation. Outre cette constatation lourde d'enjeux, il est à relever que si les
experts de l'AIE ont jugé de façon positive plusieurs aspects de la politique énergétique
fédérale (le programme Energie 2000 notamment), ils ont en revanche douté que
l'objectif de stabiliser la consommation d'énergies fossiles et d'électricité puisse être
atteint d'ici la fin du siècle. Par ailleurs, ils ont estimé que les marchés suisses de
l'électricité et du gaz devraient être soumis à une plus forte concurrence. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.03.1995
LIONEL EPERON

A l'instar de la classe politique, les milieux énergétiques se sont penchés sur la question
de l'approvisionnement du pays en électricité. L'Union des centrales suisses
d'électricité (UCS) a mené, à cet égard, une étude prospective dont les résultats ont
confirmé les risques d'une pénurie de courant à partir de 2010 environ. Pour combler
ce déficit, l'UCS s'est dès lors prononcée en faveur d'une solution basée sur la
combinaison de centrales nucléaires dans la proportion actuelle et de centrales
thermiques conventionnelles alimentées au gaz. Au vu des problèmes d'acceptabilité
populaire auxquels ne manquerait pas de se heurter une telle option, l'UCS a estimé
qu'il convenait d'entamer sans plus attendre un dialogue entre tous les intéressés. 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.09.1995
LIONEL EPERON

Après deux années de recul consécutives, la consommation finale d'énergie en Suisse
a augmenté de 2.7 pour cent par rapport à 1994. La principale raison de cet
accroissement est à mettre en relation avec la fraîcheur du climat du début du
printemps et de l'automne ainsi qu'avec le froid marqué des mois d'hiver qui ont
conduit à une élévation de la demande d'huile de chauffage (+4.8%). En revanche, les
ventes de carburant ont globalement reculé de 0.4 pour cent, à l'image de la demande
d'essence qui a baissé de 3.1 pour cent, notamment en raison du recul du tourisme de
l'essence. La rapide progression du trafic aérien a pour sa part induit une augmentation
des ventes de kérosène de 5.4 pour cent. C'est néanmoins la consommation de gaz
naturel qui a connu la plus forte hausse (+10.1%); celle-ci s'explique par la tendance à la
substitution du mazout par le gaz. Quant à la demande d'électricité, elle a crû de 2.1
pour cent. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1995
LIONEL EPERON

Publiée en 1994, l'étude menée conjointement par les offices fédéraux de l'énergie, des
questions conjoncturelles et des constructions fédérales sur les coûts externes de
l'énergie a été réactualisée afin de tenir également compte des externalités
provoquées par les transports. Les experts fédéraux sont arrivés à la conclusion que si
les coûts externes induits par ces deux domaines étaient internalisés conformément au
principe de la vérité des coûts, le prix réel de l'énergie et des transports devrait alors
être majoré de CHF 11 à 16 milliards par année. A cet égard, Moritz Leuenberger devait
réaffirmer au mois de septembre son attachement à une taxation plus forte de
l'énergie, tout en soulignant qu'une hausse des prix décidée isolément n'irait pas sans
nuire à la compétitivité des entreprises suisses. Il a dès lors laissé entendre que les
effets néfastes sur l'économie qu'induirait une telle mesure pourraient toutefois être
compensés par un allègement du poids fiscal sur le travail. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.09.1996
LIONEL EPERON

Suite à la décision prise dans le courant du mois de juin par les ministres de l'énergie
de l'UE de libéraliser le marché européen de l'électricité de façon progressive et
partielle, la question de l'ouverture du marché électrique helvétique à la concurrence
s'est faite d'autant plus pressante, tant auprès des autorités fédérales et des milieux
industriels qu'auprès des producteurs et distributeurs d'électricité. A cet égard, l'Union
des centrales suisses d'électricité a fait établir une étude dont les résultats ont
démontré que la Confédération connaît une des impositions fiscales sur le courant
électrique parmi les plus fortes en Europe. Soucieux de lutter à armes égales avec leurs

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.10.1996
LIONEL EPERON
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concurrents européens au cas où une libéralisation du marché national viendrait à être
décrétée, les producteurs d'électricité ont dès lors revendiqué un abaissement de la
charge fiscale qui frappe l'ensemble du secteur électrique helvétique à hauteur de
quelque CHF deux milliards par année. 40

En 1996, la consommation finale d'énergie en Suisse a augmenté de 2.5 pour cent par
rapport à l'année précédente. La principale raison de cet accroissement est à mettre
en relation avec la rudesse du climat, puisque dans une bonne partie de la Suisse,
l'année 1996 fut la plus froide enregistrée depuis longtemps; ce qui a eu pour
conséquence directe une progression de 3.6 pour cent des ventes d'huile de
chauffage. Alors qu'elle avait reculé de 0.4 pour cent en 1995, la demande de carburant
a quant à elle crû de 1.1 pour cent: la hausse de 2.6 pour cent des ventes d'essence –
liée à la recrudescence du tourisme à la pompe venant d'Italie et de France et à
l'accroissement du parc des véhicules à moteur – ainsi que l'augmentation des achats
de kérosène (+3.3%) expliquent ce résultat. Poursuivant sa conquête du marché
énergétique, le gaz naturel a cette année encore connu une forte progression qui a
atteint 7.3 pour cent. Si elle a crû de 4.0 pour cent dans les ménages, la demande
d'électricité (+1.7% au total) a en revanche reculé de 0.6 pour cent dans l'industrie,
témoignant de la mauvaise conjoncture dans laquelle se trouve l'économie suisse. 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1996
LIONEL EPERON

En 1997, la consommation globale d'énergie en Suisse a diminué de 1.7 pour cent par
rapport à l'année précédente durant laquelle une augmentation de 2.5 pour cent avait
été enregistrée. Parmi les différents facteurs explicatifs de cette baisse significative
figure en premier lieu la moyenne très élevée des températures mesurées tout au long
de l'année, ce qui a eu pour incidence un recul de huit pour cent des besoins en
combustibles. Par ailleurs, le programme Energie 2000 s'est traduit par des économies
d'énergie croissantes de l'ordre d'un pour cent (soit 3.4% d'économies au total depuis
1991). D'autres raisons ont en revanche empêché une diminution plus prononcée de la
consommation d'énergie: Tout d'abord l'accroissement vigoureux de l'indice de la
production industrielle qui a entraîné une plus forte demande d'énergie dans ce
secteur. En outre, une forte croissance des besoins en carburants (+3.9%) a pu être
constatée, notamment en raison de la recrudescence du tourisme à la pompe. Quant à
la demande d'électricité, elle est restée quasi inchangée. 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1997
LIONEL EPERON

En 1998, la consommation globale d'énergie en Suisse a augmenté de 2.7 pour cent
par rapport à l'année précédente. Les facteurs explicatifs de cette hausse sont
essentiellement la reprise économique et les basses températures de l'année sous
revue. Les énergies renouvelables, force hydraulique comprise, ont couvert 15.1 pour
cent des besoins. La demande a crû le plus fortement dans le secteur des
combustibles: la consommation de mazout a ainsi progressé de 3.6 pour cent, celle du
bois de 2.5 pour cent et celle du gaz de 3.3 pour cent. Les énergies renouvelables
spéciales, comme le biogaz ou les énergies solaire et éolienne, ont passé de 0.6 pour
cent à 0.7 pour cent. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
LAURE DUPRAZ

L’Académie suisse des sciences techniques (ASST) a publié une étude dans laquelle les
chercheurs estiment qu’en améliorant la rentabilité énergétique, il serait possible, par
rapport à 1990, de diminuer la consommation des énergies fossiles en Suisse de 40 %
d’ici à 2020. Une diminution de moitié serait même envisageable d’ici au deuxième
quart du XXIe siècle, au moyen d’un renchérissement progressif des énergies fossiles.
Les prix devraient progressivement et massivement s’adapter aux coûts énergétiques
réels à long terme, a estimé l’ASST. Il faudrait tenir compte du potentiel de substitution
des énergies renouvelables, en utilisant à fond les techniques innovatrices. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.06.1999
LAURE DUPRAZ

En 1999, la consommation d’énergie suisse a augmenté de 1.7 pour cent par rapport à
l’année précédente, essentiellement à cause de la croissance économique. Toutefois,
les températures plus élevées de 1999 ont atténué cette évolution. La croissance a été
plus forte pour les énergies renouvelables que sont le soleil, le vent, le biogaz et la
chaleur ambiante (+9.6%), les ventes de carburants d’aviation (+6.5%), de diesel (+6.1%)
et d’essence (+3.3%). En revanche, les périodes chaudes ont fait diminuer la demande
de combustibles pétroliers (–2,9%) et de bois (–1,6%); le gaz a poursuivi sa progression

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1999
LAURE DUPRAZ
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(+3,9%). La demande d’électricité a crû de 3.2 pour cent. L’apport des agents
renouvelables (force hydraulique comprise) a représenté 16.3 pour cent, contre 15.2
pour cent l’année précédente. Grâce à la tendance à substituer le gaz au mazout pour
le chauffage, les rejets de CO2 n’ont augmenté que de 0.8 pour cent. 45

Au cours de l'an 2000, la consommation globale d'énergie en Suisse a baissé de 0.8
pour cent, passant de 861'770 à 855'290 térajoules. Le recul a été le plus marqué pour
les combustibles pétroliers (–8.4%). Recul aussi pour le bois de feu (–3.0%) et la
chaleur produite à distance (–0.1%), même si les parts de marché de ces deux vecteurs,
utilisés avant tout pour le chauffage, ont augmenté. La demande de gaz naturel et des
autres énergies renouvelables (biogaz, solaire, énergie éolienne et chaleur ambiante) a
progressé respectivement de 0.3 pour cent et de un pour cent. L'explication à cette
baisse de la consommation d'énergie est à rechercher dans les températures élevées et
le net renchérissement des prix du pétrole. Elle a même eu l'effet de compenser la
consommation engendrée par la bonne conjoncture, l'accroissement de la population
et celui des transports aériens et du trafic-marchandises. Les prix élevés du pétrole ont
favorisé le recours au charbon (+46%) et l'exploitation énergétiques des ordures et des
déchets industriels (+8,3%). Quant à la bonne évolution conjoncturelle, elle s'est
reflétée surtout dans la consommation d'électricité (+2,3%) et d'huile diesel (+6,5%). Le
trafic aérien a continué d'augmenter, les ventes de carburant dans ce secteur croissant
de 4.3 pour cent. La demande d'essence est restée à peu près inchangée, avec 0.1 pour
cent de hausse par rapport à 1999. La consommation finale d'énergie fossile sous forme
de pétrole, de gaz et de charbon, y compris pour la production d'électricité et de
chaleur à distance, a reculé de 3.1 pour cent. 

La production d'électricité des centrales suisses a diminué de deux pour cent, passant
à 65.3 (contre 66.7 en 1999) milliards de kWh. Les centrales hydrauliques, malgré des
conditions d'exploitation favorables, ont produit 6.8 pour cent de moins que l'année
précédente. Les installations à accumulation ont produit 15.4 pour cent d'électricité en
moins. Par contre celles au fil de l'eau ont produit 5.6 pour cent de plus. Grâce à la
disponibilité élevée des cinq centrales nucléaires suisses – utilisées à 89.1 pour cent de
leur capacité –, un nouveau record de production a été établi dans ce secteur, à 24.9
(contre 23.5 en 1999) milliards de kWh. L'apport à la production d'électricité a été de
57.9 pour cent pour les centrales hydrauliques, de 38.2 pour cent pour les centrales
nucléaires et de 3.9 pour cent pour les centrales thermiques conventionnelles et les
autres installations. En 2000, la production nationale a dépassé la demande pendant
onze mois; le surplus de 7.3 milliards de kWh a été exporté. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
PHILIPPE BERCLAZ

En 2001, la consommation d’électricité a augmenté de 2.6 pour cent. Elle s’est élevée
à 53.7 milliards de kilowattheures (kWh), soit une hausse de 1.4 milliards de kWh par
rapport à l’année précédente. La consommation des ménages a cru de 1.9 pour cent,
passant à 16.1 milliards de kWh. Les 50'000 âmes dont s’est étoffé la population suisse
en 2001, ainsi que le froid des mois des d’avril, novembre et décembre expliquent cette
augmentation. Le nombre de jours de chauffage a progressé de 5.7 pour cent. 

La production d’électricité des centrales suisses a augmenté de 7.4 pour cent en
2001, passant à 70.2 milliards de kWh et battant au passage le record de 1999 (66.7
kWh). La production d’électricité des installations à accumulation a fait un bond de
20.8 pour cent. Les centrales hydrauliques et au fil de l’eau ont produit respectivement
11.7 pour cent et 1.1 pour cent de plus. Les centrales nucléaires suisses ont pour leur
part tourné à 90.3 pour cent de leur capacité, produisant 25.3 milliards de kWh (+1.4%).
Elles ont produit 36.1 pour cent de l’électricité suisse, l’apport des centrales
hydrauliques se montant à 60.2 pour cent. Les centrales thermiques conventionnelles
et les autres installations se sont partagé les 3.7 pour cent restants. 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Les Suisses ont consommé davantage d’électricité en 2002 que l’année précédente;
une hausse de 0.5 pour cent ou 0.3 milliards de kWh pour un total de 54 milliards de
kWh. En revanche, la production indigène a diminué, notamment en raison du recul des
exportations. En cette période de stagnation économique, le principal facteur explicatif
de cette augmentation est la croissance démographique – la population résidente a
augmenté de quelque 90'000 individus (+1.2%) –, alors que l’activité économique,
mesurée par le PIB, n’a progressé que de 0.1 pour cent. 

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
PHILIPPE BERCLAZ
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La production des centrales (tout types confondus) a baissé de 7.4 pour cent par
rapport à 2001 pour atteindre 65 milliards de kWh. Cette baisse s’explique notamment
par la variation de l’offre disponible dans les pays voisins et par l’évolution des
conditions climatiques en Suisse. Les centrales hydroélectriques ont fourni un peu plus
de la moitié de l’apport électrique (56.2%), contre 39.5 pour cent pour les centrales
nucléaires. Les centrales thermiques conventionnelles et les autres installations
fournissant les quelque 4.3 pour cent restants. Les cinq centrales nucléaires suisses,
utilisées à 91.7 pour cent de leur capacité, ont établi un nouveau record en produisant
25.7 milliards de kWh. 48

La consommation d'électricité s'est élevée en 2003 à 55.1 milliards de kWh, soit une
hausse de 1.1 milliard de kWh (+2%) par rapport à l'année précédente. La progression
s'est déroulée lors des troisième et quatrième trimestres. Pendant les mois de grande
chaleur (juin à août), la consommation a dépassé les valeurs de l'année précédente de
2.6 à 3.0 pour cent. Pour l'OFEN, la croissance démographique (augmentation de
61'000 individus) était le principal facteur de l'augmentation. De son côté, l'économie a
freiné sa consommation. Par ailleurs, le nombre de degrés-jours de chauffage a
surpassé de 7.1 pour cent le nombre de l'année précédente. Les mois de février,
octobre et décembre ont été nettement plus froids qu'en 2002. 

La production d'électricité des centrales suisses a augmenté de 0.4 pour cent en
2003, passant à 65.3 milliards de kWh. Les centrales hydrauliques, qui ont connu des
conditions d'exploitation moyennes, ont produit 0.2 pour cent d'électricité de moins
que l'année précédente. La baisse de production des centrales au fil de l'eau (–12.6%) a
pu être compensée par l'activité renforcée des installations à accumulation (+11.4%).
Grâce à une utilisation à 92.2 pour cent de leur capacité, les cinq centrales nucléaires
suisses ont établi un nouveau record avec 25.9 milliards de kWh produits. Globalement,
l'apport à la production d'électricité a été de 55.9 pour cent pour les centrales
électriques, de 39.7 pour cent pour les centrales nucléaires et de 4.4 pour cent pour
les centrales thermiques conventionnelles et les autres installations. En 2003, la
production nationale a excédé les besoins (consommation nationale) pendant neuf
mois. Avec des importations de 42.4 milliards et des exportations de 45.5 milliards de
kWh, le résultat est un excédent d'exportations de 3.1 milliards de kWh. Aux premier et
quatrième trimestres 2003, il a fallu importer 2.3 milliards de kWh pour rétabli
l'équilibre entre offre et demande. Aux deuxième et troisième trimestres en revanche,
on a enregistré un excédent d'exportations de 5.4 milliards de kWh. 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2003
PHILIPPE BERCLAZ

La consommation finale d’électricité s’est élevée à 56.2 milliards de kWh en 2004,
soit une hausse de 1.1 milliard de kWh (+1.9%) par rapport à l’année précédente. Ce
chiffre constitue un nouveau record. Alors que durant le troisième trimestre, la
consommation finale a augmenté de 1.3 pour cent, elle a progressé entre 1.9 pour cent
et 2.2 pour cent durant les autres trimestres. Selon l’OFEN, la forte consommation
d’électricité est due à l’évolution conjoncturelle et à la croissance démographique.
L’OFEN note en outre que 2004 était une année bissextile, le jour supplémentaire
entraînant une croissance de la consommation d’électricité de 0.3 pour cent. En
revanche, le nombre des degrés-jours de chauffage a connu un recul de 0.5 pour cent
par rapport à 2003. 

La production d’électricité des centrales suisses a reculé de 2.7 pour cent, passant à
63.5 milliards de kWh. Les centrales hydrauliques, qui ont connu des conditions
d’exploitation moyennes, ont produit 3.6 pour cent d’électricité de moins qu’en 2003.
Les centrales au fil de l’eau (+4.2%) ont compensé partiellement la baisse de
production des installations à accumulation (–9.4%). La disponibilité élevée des cinq
centrales nucléaires suisses, utilisées à 90.2 pour cent de leurs capacités, a permis
d’atteindre une production de 25.4 milliards de kWh. Globalement, l’apport à la
production d’électricité a été de 55.3 pour cent pour les centrales hydroélectriques, de
40.0 pour cent pour les centrales nucléaires et de 4.7 pour cent pour les centrales
thermiques conventionnelles et les autres installations. En 2004, la production
nationale a excédé les besoins (consommation nationale) pendant six mois. Avec des
importations de 37.7 milliards de kWh et des exportations de 38.4 milliards de kWh,
l’excédent des exportations a été de 0.7 milliard de kWh. Aux premier et quatrième
trimestres 2004, il a fallu importer trois milliards de kWh net. Aux deuxième et
troisième trimestres, l’excédent d’exportations s’est établi à 3.7 milliards de kWh. Pour
la première fois depuis l’année hydrologique 1971/1972 (du 1er octobre au 30 septembre

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
PHILIPPE BERCLAZ
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de l’année suivante), l’année hydrologique 2003/2004 a connu un excédent des
importations. 50

La consommation finale d’électricité en 2005 s’élevée à 57.3 milliards de kWh, en
hausse de 2.1 pour cent par rapport à l’année précédente. Ce chiffre représente un
nouveau record. Pendant le premier trimestre 2005, la consommation a été supérieure
de 1.8 pour cent par rapport à la même période en 2004. Elle a enregistré une
progression de 2.1 à 2.3 pour cent durant les autres trimestres. Selon l’OFEN, la forte
consommation d’électricité est due à l’évolution conjoncturelle et à la croissance
démographique. De plus, le nombre des degrés-jours de chauffage a connu une
progression de 5.4 pour cent par rapport à 2004, les mois de février, d’avril et de
décembre ayant été nettement plus froids. 

La production d’électricité des centrales suisses a reculé de 8.8 pour cent, passant à
57.9 milliards de kWh. Au premier trimestre 2005, la production indigène était
supérieure de 3.2 pour cent à 2004, avant de chuter de 9.9 à 15.8 pour cent entre le
deuxième et le quatrième trimestre 2005. Ayant connu des conditions d’exploitation
inférieures à la moyenne, les centrales hydrauliques ont produit 6.7 pour cent
d’électricité de moins qu’en 2004 (–6.5% pour les centrales au fil de l’eau et –6.9%
pour les centrales d’accumulation par pompage). En raison de l’arrêt de la centrale de
Leibstadt entre avril et août, la production des centrales nucléaires a diminué de 13.4
pour cent, passant à 22 milliards de kWh. La disponibilité des cinq centrales a ainsi
baissé pour s’établir à 78.3 pour cent. Globalement, les centrales hydroélectriques ont
contribué à hauteur de 56.6 pour cent à la production d’électricité, les centrales
nucléaires à raison de 38 pour cent tandis que l’apport des centrales thermiques
conventionnelles et des autres installations a été de 5.4 pour cent. En 2005, la
production nationale a excédé les besoins (consommation nationale) pendant
seulement quatre mois. Avec des importations de 47.1 milliards de kWh et des
exportations de 40.7 milliards de kWh, l’excédent des importations a été de 6.4
milliards de kWh. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Neben den Parteien sind im Berichtsjahr auch Verbände mit ihren Vorstellungen zur
schweizerischen Energiezukunft an die Öffentlichkeit getreten. Die Umweltverbände
Greenpeace, WWF, VCS und Schweizerische Energiestiftung präsentierten eine
Studie, in der dargelegt wird, wie die von ihnen anvisierte 2000-Watt-Gesellschaft zu
erreichen sei. Faktisch bedeutet dies eine Reduktion des Energieverbrauchs um 2/3.
Die Umweltverbände möchten dieses Ziel durch den konsequenten Einsatz der
energiesparendsten Technologien erreichen. 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.05.2006
ANDREA MOSIMANN

Der Verband Schweizerischer Elektrizitätsunternehmen (VSE) präsentierte eine
Vorschau auf die Elektrizitätsversorgung der Schweiz im Zeitraum 2035-2050. Er
rechnet damit, dass in der Schweiz ab 2020 eine Stromlücke bestehen wird, weil das
Angebot durch die Stilllegung der Atomkraftwerke Mühleberg sowie Beznau I und II und
durch das Auslaufen von Importverträgen sinkt, während der Stromverbrauch weiter
zunehmen wird. Der VSE möchte die Lücke durch Kernkraft, Erdgas oder einer
Kombination davon decken. Während er bei den Optionen Kernenergie und
Kombination aus Kernenergie und Erdgas die Realisierbarkeit als schwierig bewertet,
schneidet die Variante Erdgas bei den Kosten und beim Umweltbezug schlechter ab. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.05.2006
ANDREA MOSIMANN

Im März des Berichtsjahres veröffentlichte das Bundesamt für Energie (BFE) erste
Resultate zu seinen Energieperspektiven für das Jahr 2035. Die Befunde sollen die
Grundlage für das vom Parlament verlangte Gesamtenergiekonzept bilden. Das BFE
rechnet damit, dass ohne neue Kraftwerke im Jahr 2035 die Stromnachfrage im Inland
den Verbrauch um 17 Mia Kilowattstunden übersteigen wird; das entspricht der
Produktion von 2 grossen Atomkraftwerken. Laut BFE gibt es verschiedene Optionen
um die Stromlücke zu stopfen, die aber alle ihre Nachteile aufweisen: Die Deckung der
Nachfrage durch wachsende Importe erhöht die Auslandabhängigkeit; neue
Atomkraftwerke erfordern eine lange Planung und sind politisch umstritten; fossile
Kraftwerke erhöhen die CO2-Emissionen und stossen daher ebenfalls auf
Widerstand. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.09.2006
ANDREA MOSIMANN
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Der Gesamtenergieverbrauch der Schweiz lag 2006 bei 888'330 Terajoule und war
damit 0.5 Prozent tiefer als im Vorjahr. Als Grund für den Rückgang wurden vor allem
das warme Wetter (die Zahl der Heiztage lag 7.7% unter dem Vorjahresniveau) und die
hohen Erdölpreise angegeben. Mengenmässig ins Gewicht fiel vor allem der Rückgang
bei Heizöl extraleicht um 4.8 Prozent und bei Erdgas um 1.9 Prozent. Zugenommen hat
dagegen der Elektrizitätsverbrauch, er stieg um 0.8 Prozent auf einen Rekordstand von
57.8 Mia. Kilowattstunden und lag damit 10.3 Prozent über dem Stand von 2000. 

Noch stärker als der Verbrauch stieg 2006 die Stromproduktion der inländischen
Kraftwerke, nämlich um 7.5 Prozent auf 62.1 Mia. Kilowattstunden (kWh). Nach dem
monatelangen Ausfall des Kernkraftwerks Leibstadt im Jahr 2005 nahm vor allem die
Produktion der Atomkraftwerke stark zu (+19.2%) und erreichte mit 26.2 Mia. kWh einen
Höchstwert. Die Wasserkraftwerke erzeugten dagegen 0.6 Prozent weniger Strom als im
Vorjahr. Die Schweiz hat 2006 zum zweiten Mal in Folge mehr Strom importiert als
exportiert. Allerdings war der Importüberschuss mit 2.7 Mia. kWh deutlich geringer als
2005 (6.4 Mia. kWh). 55

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
ANDREA MOSIMANN

Au printemps, la problématique énergétique a été le principal objet de discussion du
Conseil fédéral et des partis gouvernementaux à l’occasion des Entretiens de
Watteville. En marge de la rencontre, Moritz Leuenberger a présenté à la presse le
rapport final « Perspectives énergétiques pour 2035 » publié par l’Office fédéral de
l’énergie (OFEN) en janvier. L’étude propose quatre scénarii correspondant à quatre
stratégies énergétiques distinctes. La consommation d’énergie étant essentiellement
tributaire de l’évolution de l’économie, les auteurs planchent sur une croissance du PIB
de 35% d’ici à 2035. Le premier scénario, dit « Statu quo », correspond à la poursuite
de la politique actuelle. En fonction d’une croissance annuelle de 2% de la
consommation globale d’énergie et de 29% de celle d’électricité d’ici à 2035, il en
résulterait une pénurie évaluée à 22 terawattheures (tWh), soit 36% de la demande
actuelle. Pour combler ce manque, il serait nécessaire de construire deux centrales
nucléaires ou sept centrales à gaz supplémentaires. Le deuxième scénario intitulé «
Collaboration renforcée » consiste en l’instauration d’un système de taxes modérées
sur le CO2, les combustibles fossiles et l’électricité censé permettre de promouvoir les
énergies renouvelables à hauteur de 330 millions de francs/an et l’amélioration de
l’efficacité énergétique pour un montant de 200 millions/an. À l’horizon 2035, la
consommation devrait baisser de 4%, mais celle d’électricité croître de 22%, de telle
sorte que la pénurie s’élèverait à 18,6 tWh. Il faudrait par conséquent recourir à deux
centrales nucléaires ou cinq usines à gaz supplémentaires. Le scénario « Nouvelles
priorités » procède en fonction d’objectifs précis : atteindre 24% d’énergies
renouvelables dans le secteur de la chaleur, 10% dans celui des carburants, et réduire
de 34% les émissions de CO2. Les mesures prévues sont une taxe élevée sur les
carburants fossiles (doublement du prix final) et l’électricité (hausse du prix final de
30%). La consommation globale baisserait ainsi de 14%, tandis que celle d’électricité
augmenterait de 13%. Le manque de 13 tWh devrait être compensé par une centrale
nucléaire ou quatre centrales à gaz. Enfin, le scénario « Société 2000 Watts » poursuit
des objectifs plus drastiques : une réduction de moitié des émissions de CO2, de 30%
de la consommation globale et de 2% de celle d’électricité. Une combinaison de taxes
très élevées et de prescriptions très strictes en matière de consommation en tous
domaines (véhicules, appareils et bâtiments) permettrait de ramener la pénurie à 5
tWh.

Le clivage traditionnel droite/gauche, pro/anti-atome, n’a rien perdu de sa saillance et
aucune base commune aux partis gouvernementaux n’est ressortie des Entretiens de
Watteville. Pour prévenir la pénurie qui menace le pays dès 2012, mais de façon
certaine à l’horizon 2020, le PRD préconise la construction de deux nouvelles centrales
nucléaires, le raccourcissement de la procédure d’autorisation et la promotion des
énergies alternatives. Il exclut par contre le recours à des usines à gaz en raison de
l’importance de leurs émissions de CO2. L’UDC plaide également pour de nouvelles
centrales nucléaires, mais souligne que la Confédération doit laisser faire l’économie
privée et se limiter à l’établissement de conditions cadres favorables et à garantir
l’indépendance énergétique du pays. Plus réservé, le PDC n’exclut pas le recours aux
centrales à gaz et laisse également ouverte l’option nucléaire. Le PS, quant à lui, rejette
toute nouvelle centrale nucléaire et soutient une stratégie de promotion massive des
énergies alternatives et d’amélioration de l’efficacité énergétique. Il convient
cependant de relever que la droite suit exceptionnellement une stratégie distincte des
grands groupes énergétiques (EOS, AXPO, FMB, etc.), qui ont conservé au gaz un rôle
important dans leurs options stratégiques. 56
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Pour la première fois depuis 1997, la consommation finale d’électricité a connu une
baisse (–0.6%) en 2007 pour s’établir à 57.4 milliards de kWh (contre 57.8 en 2006).
Cette baisse s’explique essentiellement par les températures clémentes du premier
trimestre occasionnant un recul de 5.8 pour cent de la demande d’électricité par
rapport au premier trimestre 2006. Si la consommation a reculé de 3.7 pour cent au
premier semestre, elle est par contre repartie à la hausse au troisième (+0.8%) et,
surtout, au quatrième (+4.4%) trimestres. L’OFEN impute cette augmentation à la
croissance économique (hausse du PIB de 3.1% en 2007) et démographique (de 0.8%,
avec 60'000 habitants supplémentaires). 

La production d’électricité des centrales suisses a crû de 6.1 pour cent, s’établissant à
65.9 milliards de kWh contre 62.1 en 2006. Bénéficiant de conditions d’exploitation
conformes à la moyenne, les centrales hydrauliques ont produit 11.7 pour cent
d’électricité de plus qu’en 2006: 4.6 pour cent pour les centrales au fil de l’eau et 18.4
pour cent pour les centrales à accumulation. La production des centrales nucléaires a
progressé de 0.4 pour cent pour atteindre la valeur record de 26.3 milliards de kWh
(contre 26.2 milliards en 2006). La disponibilité des cinq centrales nucléaires a donc
augmenté pour s’établir à 93.7 pour cent (contre 93.4% en 2006). Globalement, les
centrales hydroélectriques ont contribué à hauteur de 55.2 pour cent à la production
d’électricité, les centrales nucléaires à raison de 40.0 pour cent, tandis que l’apport
des centrales thermiques conventionnelles et des autres installations était de 4.8 pour
cent. En 2007, la production nationale a excédé la consommation domestique pendant
sept mois. Avec des importations de 48.5 milliards de kWh et des exportations de 50.6
milliards, l’excédent des exportations s’est élevé à 2.1 milliards de kWh (contre un
excédent des importations de 2.7 milliards de kWh en 2006). 57
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Après la baisse exceptionnelle enregistrée en 2007, la consommation d’électricité est
repartie à la hausse en 2008 pour s’établir au niveau record de 58.7 milliards de kWh
(contre 57.4 en 2007 et 57.8 en 2006). En comparaison aux périodes correspondantes
de l’année précédente, cette augmentation globale de 2.3 pour cent s’est
principalement réalisée lors des premier (+4.1%) et deuxième trimestres (+5.1%),
demeurant modeste au cours du second semestre (+0.4%). L’OFEN a expliqué cette
hausse par la croissance économique (+1.6%) et la rigueur des températures hivernales
qui s’est traduite par une augmentation du nombre de degrés-jours de chauffage de 7.9
pour cent. Ces deux facteurs ont évolué de façon strictement analogue à la demande
d’électricité. En outre, la croissance démographique s’est poursuivie (+1.2%) et, l’année
2008 ayant été bissextile, la journée supplémentaire a généré a elle seule une
augmentation de 0.3% de la consommation. 

La production d’électricité des centrales suisses a crû de 1.6 pour cent pour s’établir
67.0 milliards de kWh (contre 65.9 milliards en 2007), soit le deuxième meilleur résultat
derrière le record réalisé en 2001. Les centrales hydrauliques ont bénéficié de
conditions d’exploitation supérieures à la moyenne, produisant 3.3 pour cent
d’électricité en plus par rapport à 2007. Les centrales au fil de l’eau y ont contribué à
hauteur de 0.8 pour cent, tandis que celles à accumulation ont affiché une hausse de
5.3 pour cent. À l’inverse, la production des centrales nucléaires a régressé de 0.8 pour
cent pour s’établir à 26,1 milliards de kWh (contre 26,3 milliards en 2007). Il s’agit du
troisième meilleur résultat à ce jour. La disponibilité des cinq centrales nucléaires
suisses a par conséquent reculé à 92.7 pour cent (93.7% en 2007). Globalement, les
centrales hydrauliques ont contribué à hauteur de 56.1 pour cent (2007: 55.2%) à la
production d’électricité, les centrales nucléaires à raison de 39.0 pour cent (2007:
40.0%), tandis que l’apport des centrales thermiques conventionnelles et des autres
installations a été de 4.9 pour cent (2007: 4.8%). En 2008, la production nationale a
excédé la consommation domestique pendant cinq mois. Avec des importations de
50.3 milliards de kWh et des exportations de 51.4 milliards, l’excédent des exportations
s’est élevé à 1.1 milliard de kWh (contre un excédent des exportations de 2.1 milliards de
kWh en 2006). 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
NICOLAS FREYMOND

01.01.90 - 01.01.20 20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



L’Office fédéral de l’énergie (OFEN) a publié un rapport sur le marquage du courant
dont il ressort que 19% de l’électricité consommée en Suisse en 2007 est de
provenance et de composition inconnues. Cela correspond à la proportion de courant
importé au sujet duquel aucune information précise n’est disponible, alors que l’on
connaît les parts respectives de l’énergie nucléaire (41%), de l’énergie hydraulique
(36%), des énergies fossiles (1,9%), ainsi que des déchets (2%) et des énergies
alternatives (0,4%) indigènes consommées en Suisse. En collaboration avec la branche
et d’entente avec d’autres pays, l’OFEN étudie les mesures possibles afin de garantir
une information transparente aux consommateurs. 59
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NICOLAS FREYMOND

Une étude, publiée par la firme TEP Energy pour le compte de l’Union pétrolière suisse
et l’Association de l’industrie du gaz, a évalué le bilan CO2 du courant consommé en
Suisse. En effet, si la production indigène n’occasionne pratiquement aucune émission,
l’importation de courant provenant de pays dépendant fortement des énergies fossiles
implique un coût environnemental qu’il convient de mesurer. En recourant aux
données disponibles concernant les pays fournisseurs de la Suisse, l’étude conclut que
la production de chaque kilowattheure consommé en Suisse a occasionné en moyenne
l’émission de 100 grammes de CO2. 60

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.08.2009
NICOLAS FREYMOND

En 2009, la consommation d’électricité a baissé de 2.1 pour cent par rapport à 2008
pour s’établir à 57.5 milliards de kWh (contre 58.7 en 2008). En comparaison aux
périodes correspondantes de l’année précédente, cette baisse s’est principalement
réalisée lors des trois derniers trimestres, le premier trimestre étant le seul à afficher
une hausse (+1.5%), laquelle s’explique surtout par les rigueurs hivernales. L’OFEN a
expliqué cette baisse par la crise économique (–1.5%) et la clémence des températures
automnales qui s’est traduite par une diminution de 4.9 pour cent du nombre de
degrés-jours de chauffage. La baisse de la demande a toutefois été atténuée par la
croissance de 1.1 pour cent de la population résidante moyenne du pays (+87'600
habitants). 

La production d’électricité des centrales suisses a diminué de 0.7 pour cent pour
s’établir 66.5 milliards de kWh (contre 67.0 milliards en 2008), soit le quatrième
meilleur résultat. Les centrales hydrauliques ont produit 1.1 pour cent de courant en
moins par rapport à 2008, les faibles précipitations du second semestre ayant
occasionné un recul plus fort (–7.9%) que la progression pourtant remarquable
enregistrée au premier semestre (+6.9%). Les centrales au fil de l’eau ont connu une
baisse de 3.5 pour cent, tandis que celles à accumulation ont affiché une hausse de 0.7
pour cent. La production des centrales nucléaires a quant à elle enregistré un infime
recul, passant 26.13 à 26.12 milliards de kWh. Il s’agit du quatrième meilleur résultat à
ce jour. La disponibilité des cinq centrales nucléaires suisses a par conséquent reculé à
92.4 pour cent (92.7% en 2008). Globalement, les centrales hydrauliques ont contribué
à hauteur de 55.8 pour cent (2008: 56.1%) à la production d’électricité, les centrales
nucléaires à raison de 39.3 pour cent (2008: 39.0%), tandis que l’apport des centrales
thermiques conventionnelles et des autres installations est demeuré à 4.9 pour cent.
En 2009, la production nationale a excédé la consommation domestique pendant six
mois. Avec des importations de 52.0 milliards de kWh et des exportations de 54.2
milliards, l’excédent des exportations s’est élevé à 2.2 milliards de kWh (contre 1.1
milliard en 2008). 61
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Une étude mandatée par l’OFEN et l’Office fédéral de la santé publique a montré
l’innocuité des champs électromagnétiques générés par les ampoules économiques.
Les deux offices ont toutefois conseillé au public de respecter une distance minimale
de 30 centimètres à titre préventif et parce que les effets à long terme d’une
exposition prolongée ne sont pas encore connus. 62
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En 2010, la consommation d’électricité a augmenté de 4 pour cent par rapport à 2009
pour s’établir à 59.8 milliards de kWh (contre 57.5 en 2009). À l’exception du mois de
janvier, la consommation a été durant toute l’année de 1.9 à 6.8 pour cent supérieure
aux périodes correspondantes de l’année précédente. Par rapport à 2009, le deuxième
trimestre a affiché la plus forte hausse (+6.2%), suivi du quatrième (+4.9%), du
troisième (+3.2%) et enfin du premier (+2.0%). L’OFEN a expliqué cette hausse par la
croissance économique (PIB: +2.6%) et démographique (population résidante: +0.9%),
ainsi que par des températures nettement plus froides, qui ont occasionné une
augmentation de 12.7 pour cent du nombre de degrés-jours de chauffage, sachant que
près de 10 pour cent du courant consommé sont utilisés pour le chauffage. 

La production d’électricité des centrales suisses a diminué de 0.4 pour cent pour
s’établir 66.3 milliards de kWh (contre 66.5 milliards en 2009), soit le cinquième
meilleur résultat. Les centrales hydrauliques ont produit 0.8 pour cent de courant en
plus par rapport à 2009. Les centrales au fil de l’eau ont connu une baisse de 0.5 pour
cent, tandis que celles à accumulation ont affiché une hausse de 1.9 pour cent. La
production des centrales nucléaires a quant à elle enregistré un recul, passant 26.12 à
25.2 milliards de kWh (–3.5%). La disponibilité des cinq centrales nucléaires suisses a
par conséquent reculé à 88.7 pour cent (92.4% en 2009). Globalement, les centrales
hydrauliques ont contribué à hauteur de 56.5 pour cent (2009: 55.8%) à la production
d’électricité, les centrales nucléaires à raison de 38.1 pour cent (2009: 39.3%), tandis
que l’apport des centrales thermiques conventionnelles et des autres installations a crû
à 5.4 pour cent (2009: 4.9%). En 2010, la production nationale a excédé la
consommation domestique pendant six mois. Avec des importations de 66.8 milliards
de kWh et des exportations de 66.3 milliards, l’excédent des importations s’est élevé à
0.5 milliard de kWh (contre un excédent des exportations de 2.2 milliards en 2009). 63
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Malgré la croissance économique (PIB: +1.9%) et démographique (population résidente
permanente: +1.0%), la consommation d’électricité a, en 2011, enregistré une baisse
de deux pour cent par rapport à l’année précédente pour s’établir à 58.6 milliards de
kWh. Selon l’OFEN, ce sont en premier lieu les températures nettement plus élevées qui
sont à l’origine de cette baisse. L’année 2011 a été particulièrement chaude, entraînant
un recul du nombre de degrés-jours de chauffage de 18 pour cent. 

La production d’électricité des centrales suisses a diminué de 5.1 pour cent. Les
centrales hydrauliques (centrales au fil de l'eau et centrales à accumulation) ont produit
9.8 pour cent d'électricité de moins qu'en 2010. La production des centrales au fil de
l'eau a baissé de 8.1 pour cent, celle des centrales à accumulation de 11 pour cent. La
production d'électricité des cinq centrales nucléaires suisses est passée de 25.2
milliards de kWh en 2010 à 25.6 milliards en 2011 (+1.4%), notamment en raison d’une
nouvelle production record du site de Leibstadt. Les centrales hydrauliques ont
contribué à hauteur de 53.7 pour cent à la production totale d'électricité, alors que la
part de marché des centrales nucléaires s’est établie à 40.7 pour cent. L’apport des
centrales thermiques conventionnelles et des autres installations a atteint 5.6 pour
cent. En ce qui concerne les échanges extérieurs, la Suisse a enregistré des
importations de 83.3 milliards et des exportations de 80.7 milliards de kWh. L’excédent
des importations s’est donc élevé à 2.6 milliards de kWh. 64
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La consommation d’électricité a augmenté de 0.6 pour cent en 2012 par rapport à
2011 pour s’établir à 59.0 milliards de kilowattheures (kWh). La plus forte hausse a été
enregistrée au cours du premier trimestre (+1.9%) en raison de la vague de froid ainsi
que du jour supplémentaire du mois de février (année bissextile), qui à lui seul a fait
grimper la consommation d’électricité de quelque 0.3 pour cent. 

La production d’électricité des centrales suisses, en hausse de 8.2 pour cent, a
atteint 68.0 milliards de kWh, ce qui a constitué le deuxième score le plus élevé de
l’histoire du pays. Cette forte progression est principalement due à la production de
centrales hydrauliques (+18.1%) qui ont bénéficié d’importantes précipitations et d’une
couverture neigeuse supérieure à la moyenne en montagne. Les centrales hydrauliques
ont contribué à hauteur de 58.7 pour cent à la production totale d'électricité, contre
35.8 pour cent pour les centrales nucléaires et 5.5 pour cent pour les centrales
thermiques conventionnelles et autres installations. Pour ce qui est des échanges
extérieurs, la Suisse a enregistré des importations de 86.8 milliards et des exportations
de 89.0 milliards de kWh. Le solde positif s’est donc élevé à 2.2 milliards de kWh. 65
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Der Stromverbrauch stieg 2013 gegenüber 2012 um 0.6 Prozent an und betrug 59.3
Milliarden Kilowattstunden (kWh). Dies teilte das Bundesamt für Energie (BfE) im April
2014 mit. Damit lag der Verbrauch zwar erneut höher, aber immer noch unter dem
Rekordverbrauch von 59.8 Mrd. kWh im Jahr 2010. Weil es 2013 im Vergleich zum
Vorjahr 5.8 Prozent mehr Heiztage gab und das Heizen 9 Prozent des Verbrauchs
ausmacht, sind Wettereffekte eine mögliche Erklärung für die Zunahme im
Stromverbrauch. Eine weitere Erklärung ist das Wirtschafts- und
Bevölkerungswachstum. Stromeffizienz-Effekte, die laut BfE 2012 bereits bei 722 Mio.
kWh lagen, könnten erklären, weshalb der Stromverbrauch weniger stark gewachsen ist
als das BIP. Die Stromproduktion stieg 2013 um 0.4 Prozent auf 68.3 Mrd. kWh, wobei
vor allem das AKW Leibstadt mit seiner Leistungssteigerung von 1245 auf 1275 Megawatt
zur Erhöhung der Produktion beigetragen hat. 66

STUDIEN / STATISTIKEN
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Dass die Volksinitiative der GLP «Energie- statt Mehrwertsteuer» am 8. März 2015 von
der Stimmbevölkerung mit 92.0 Prozent Ablehnung deutlichen Schiffbruch erlitt, lag
nicht an der grundsätzlichen Ablehnung des energiepolitischen Kurses des Bundesrates
(Energiestrategie 2050) oder an einer Abneigung gegen eine Energiesteuer im
Allgemeinen, sondern vielmehr am vorgesehenen Mittel der Initiative, wie die VOX-
Nachbefragung zeigte. Als wichtigstes Contra-Argument wurde demnach die
Unsicherheit beim Umbau des Steuersystems genannt. Einerseits sei der Ersatz der
weitherum anerkannten Mehrwertsteuer, die mehr als ein Drittel der Bundeseinnahmen
ausmacht, zu riskant. Andererseits würde die Summe der Lenkungsabgaben mittelfristig
aufgrund von Energiekonsumverhaltensänderungen abnehmen, was nur mit stetig
anzupassenden Energiesteuersätzen ausgeglichen werden könnte. Zudem wurde
moniert, dass die Initiative sozial unfaire Umverteilungswirkungen mit sich bringen
würde. In der Wahrnehmung stand die Volksinitiative deshalb bei einer Mehrheit der
Stimmbevölkerung vorwiegend im Lichte einer Abschaffung der Mehrwertsteuer sowie
einer Reform des Steuersystems und weniger in jenem einer neuen Energiesteuer.
Wenig überraschend war jedoch gerade Letztere das zentrale Stimmmotiv der
Befürwortenden, die in dieser Energiesteuer ein wirksames Instrument zur Erreichung
der Umweltziele sahen. Abgeschreckt hat viele Stimmende der in den Medien im Vorfeld
der Abstimmung häufig genannte Preis von CHF 5 pro Liter Benzin, den die Mehrheit
nicht bezahlen wollte. Dieser wurde schliesslich auch zum primären Nein-Stimmmotiv.
Mehrheitliche Ablehnung fand die Initiative letztlich unabhängig von der Links-Rechts-
Einstufung oder von soziodemografischen Faktoren. 67
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In einem im Mai 2018 veröffentlichten Bericht mahnte die ElCom, die
Stromversorgungssicherheit in der Schweiz sei vor allem in den Wintermonaten in
Zukunft nicht mehr vollständig gewährleistet. Einerseits würden mittelfristig die AKW
in der Schweiz vom Netz gehen, wodurch ein zentrales Element der stabilen
Bandstromproduktion wegfalle, andererseits werde die Exportfähigkeit der
Nachbarländer aufgrund verschiedenster Umstrukturierungen in der Energiewirtschaft
– beispielsweise der Ausstieg Deutschlands aus der Atomenergie bis ins Jahr 2022 und
der Rückzug aus der Kohleenergie sowie die vermehrte Nutzung der unregelmässig
Strom liefernden Wind- und Solaranlagen – zunehmend infrage gestellt. Zudem habe
die Schweiz noch kein Stromabkommen mit der EU abgeschlossen, das einen
barrierefreien Zugang zum EU-Strombinnenmarkt erlauben würde. Die Kommission
empfahl deshalb, dass in Zukunft auch im Winter ein substanzieller Teil der Elektrizität
in der Schweiz produziert wird. Diesen Bericht nahm beispielsweise die UREK-SR zum
Anlass, um im Frühjahr 2019 eine entsprechende Motion einzureichen. 68
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Das BFE liess Ende 2018 in seinem jährlich erscheinenden Monitoringbericht verlauten,
dass die Umsetzung der im Jahre 2017 vom Schweizer Stimmvolk angenommenen
Energiestrategie 2050 auf Kurs sei. Dazu analysierte das Bundesamt rund 40
Indikatoren in sieben verschiedenen Themenfeldern. Nebst diesem Monitoring erfolgt
alle fünf Jahre eine vertiefte Berichterstattung des Bundesrates zuhanden des
Parlaments. Positiv entwickelt hat sich der Gesamtenergieverbrauch pro Kopf, der trotz
wachsender Bevölkerung und wirtschaftlicher Entwicklung zurückgegangen ist. Der bis
ins Jahr 2020 erwünschte Rückgang im Gesamtenergieverbrauch pro Kopf um minus 16
Prozent gegenüber dem Basisjahr 2000 wurde bereits Ende 2017 erreicht. Die NZZ
sprach in diesem Zusammenhang von einer «Entkoppelung von Verbrauch und
Bevölkerungswachstum». Ebenfalls positiv entwickelt haben sich die Fotovoltaik und
die Stromproduktion aus Kehrichtverbrennungsanlagen, bei denen ebenfalls ein
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Zuwachs angestrebt worden war. Nicht auf Kurs sei die Schweiz aber Zeitungsberichten
zufolge bei der Steigerung der Energieproduktion aus Windenergie und
Tiefengeothermie.
Mit etwas kritischerem Blick betrachtete jedoch beispielsweise der Tages-Anzeiger die
Publikation. So sei zwar der Energieverbrauch pro Kopf gesunken und somit die
Energieeffizienz gestiegen, nicht aber der Gesamtstromverbrauch; dieser sei
angestiegen, da die Wirtschaft und die Bevölkerung insgesamt gewachsen seien und
verstärkt Elektrizität – beispielsweise beim Antrieb von Elektroautos – als Energiequelle
verwendeten. 69

Kernenergie

Le Conseil fédéral a dans la foulée demandé au DETEC d’adapter les scénarios
énergétiques établis en 2007 dans le cadre des « perspectives énergétiques 2035 » en
demandant l’examen de trois options stratégiques. Le premier scénario prévoit le
maintien du mix d’électricité et un éventuel remplacement anticipé des trois centrales
nucléaires les plus anciennes (Beznau I et II ainsi que Mühleberg). Le deuxième scénario
préconise un abandon progressif de l’énergie nucléaire. Les sites existants sont
maintenus jusqu’à la fin de leur durée d’exploitation. Le troisième scénario vise un
abandon anticipé. Selon cette variante, les centrales nucléaires sont mises hors service
avant qu’elles n’arrivent à échéance. 70

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.03.2011
LAURENT BERNHARD

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

L'analyse VOX a révélé que l'appui apporté au projet s'amenuisait à mesure que l'on se
dirigeait vers l'extrême droite de l'échiquier politique. Les sympathisants du PDC ont
accepté le projet dans une moins large mesure que ceux du PS et du PRD, tandis que
l'UDC est parvenue à mobiliser la majorité de ses troupes contre la RPLP. Les partisans
ont justifié leur vote essentiellement par l'argumentation écologique de la politique des
transports et par le principe du pollueur-payeur. Ils ont mentionné, en seconde
position, l'argument de l'intégration européenne, puis celui du financement des
chantiers ferroviaires. Les opposants, quant à eux, ont justifié leur vote par quatre
arguments de même poids: le coût élevé pour les ménages, une baisse de la situation
économique suisse en général (pertes d'emplois, difficultés pour les petites
entreprises), la considération de la RPLP comme un nouvel impôt et le rejet de la
politique des transports dans son ensemble. 71
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Umweltschutz

Klimapolitik

Die Diskussion um die Einführung von neuen marktwirtschaftlichen Lenkungsabgaben
im Umwelt- und Energiebereich, insbesondere der CO2-Abgaben, wurde durch die
Veröffentlichung der Studie «Umweltabgaben in Europa», welche vom Büro Ecoplan
im Auftrag des BUWAL und des BEW erstellt wurde, neu angeheizt. In der
ländervergleichenden Studie stellten die Autoren fest, dass in der Schweiz zwar strenge
Umweltschutzregelungen in Form von gesetzlichen Vorschriften und Verboten
herrschen, die schweizerischen Energiepreise insgesamt (sowohl Elektrizität als auch
Heizöl und Benzin) jedoch zusammen mit den luxemburgischen die niedrigsten in
Europa sind. Gemäss der Studie wurden Energiesteuern inklusive einer CO2-Abgabe als
Teil des globalen Steuersystems mit Lenkungseffekt bisher erst in den skandinavischen
Ländern eingeführt. 72
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Vox-Analyse dieses Urnengangs erschien die parteipolitische Positionierung als
das dominante Erklärungsmoment für den Stimmentscheid. Mit 83% Nein verwarfen die
Sympathisanten der SP die Revision wuchtig. Die FDP konnte eine Mehrheit (56%) ihrer
Anhängerschaft von ihrer Ja-Parole überzeugen. Dies gelang der CVP lediglich zu 46%
und der SVP sogar nur zu 41%. Die Deutschschweiz stimmte mit 35% Ja-Stimmen eher
zu als die Welschschweiz (25%), doch war der Unterschied nicht mehr so relevant wie in
früheren Abstimmungen zur AHV. Anders als bei der 10. AHV-Revision nahmen die
Männer mit 38% Ja deutlich stärker an als die Frauen (25%), wobei der Unterschied
(ausser bei den über 70-Jährigen) linear mit dem Alter zunahm. Die 50- bis 59-jährigen
Männer nahmen die Revision sogar knapp an, während die Frauen der gleichen
Altersklasse sie zu 80% ablehnten. Als Entscheidmotiv wurde von den Befürwortern
mehrheitlich die Sicherung der Sozialwerke genannt; die Gründe der Gegner waren
weniger einheitlich, artikulierten aber doch zu einem grossen Teil die Sorge um die
Errungenschaften des Sozialstaats. 73
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Arbeitslosenversicherung (ALV)

Die Vox-Analyse zur Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zeigte, dass das
Abstimmungsverhalten weitgehend von der Parteisympathie für die SP, deren Anhänger
die Vorlage zu 77% ablehnten, und von den Vorstellungen der Rolle des Staates in der
Wirtschaft bestimmt waren. Letzteres erklärt, weshalb die stärker auf
Staatsintervention setzenden SVP-Sympathisanten mit Ja-Stimmenanteilen von 67% die
Revision wesentlich weniger deutlich annahmen als jene der FDP mit 88%. Weitere
Verhaltensunterschiede traten in Bezug auf Alter, Sprachregionen und Erwerbstätigkeit
auf. Am deutlichsten wurde die Vorlage von den über 60-jährigen Stimmberechtigten
angenommen, die von der Revision nicht mehr betroffen sind, sowie von der
Altersklasse der 18- bis 29-Jährigen, allerdings nur von denen, die im Arbeitsprozess
integriert sind. Die Ablehnung in der Romandie wurde darauf zurückgeführt, dass die
Linke dort insgesamt stärker ist als in der Deutschschweiz, sowie auf die im
Durchschnitt doppelt so hohe Arbeitslosigkeit, weshalb es auch in der politischen Mitte
und bei der Rechten mehr Nein-Stimmen gab. Ein Vergleich mit der 1997 für die Linke
erfolgreichen Abstimmung gegen den dringlichen Bundesbeschluss zum AVIG vom
Dezember 1996 zeigte, dass die Niederlage der Linken und Gewerkschaften auf die
geringere Unterstützung durch die eigene Klientel zurückzuführen war. Besonders
ausgeprägt fiel diese Aufweichung der Nein-Front in der Romandie aus, wo die
Gewerkschaften 1997 noch auf eine fast 100%-ige Unterstützung der Linken hatten
zählen können. Die zweite auffallende Veränderung im Stimmverhalten war das
Verschwinden des Unterschieds zwischen Frauen und Männern, der 1997 noch 13
Prozentpunkte betragen hatte. Während damals die Frauen, egal ob erwerbstätig oder
nicht, deutlich gegen die Revision gestimmt hatten, verhielten sie sich diesmal gleich
wie die Männer.
Auf Antrag des EVD beschloss der Bundesrat Ende November, die AVIG-Revision auf der
Beitragsseite vorzuziehen und die Lohnbeiträge auf den 1. Januar 2003 entsprechend
zu senken. 74
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Parteien, Verbände und Interessengruppen
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Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Travailsuisse machte in einer Studie darauf aufmerksam, dass ein Arbeitskräftenotstand
bestehe. Bis 2030 könnten bis zu 400 000 Stellen, vor allem in den Bereichen Pflege,
Schule und Polizei nicht besetzt werden. Der Verband forderte zudem eine Öffnung für
Arbeitskräfte aus Nicht-EU-Ländern, aufgrund des bisher nicht anerkannten Mangels an
weniger gut qualifizierten Arbeitskräften für die Pflege und Haushaltshilfe. 75
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